Policy-Analyse		Zusammenfassung
1. Einführung

Politik kann im allgemeinen als Lösung von gesellschaftlichen Problemen definiert werden. Damit werden verschiedene Aspekte der Politik erfasst: Gesellschaft, egal ob diese mitbestimmen kann oder nicht, den Politik betrifft immer ein soziales Ganzes. Politik ist zudem kein Selbstzweck, sondern beschäftigt sich mit gesellschaftlichen Problemen. Diese Probleme sind jedoch keine Messbaren grössen, sondern subjektive Wertungen. Die Meinungen, ob etwas ein Problem ist oder nicht, können also divergieren. Politik umfasst in diesem Sinne also auch den Streit und die Aushandlungsprozesse, welche dann zur Lösung führen. Lösungen sind sowohl Prozesse, als auch Erlasse. Der Prozess umfasst den Weg, wie ein Problem gelöst werden soll. Erlass meint, das Konzept zur Problembehebung. 
Gegenstand der Policy-Analyse ist die öffentliche Politik (Public policy). Öffentliche Politik lässt sich als Ensemble von zusammenhängen und zielgerichteten Handlungen unterschiedliche Rechtsqualität, die dazu berufene staatliche, verbandliche oder private Personen im Hinblick auf die Lösung eines gesellschaftlichen Problems vornehmen bzw. treffen, definieren. 
Policy-Analyse umfasst eine praktisch-analytische Tätigkeit (1), sowie eine eigenständige Forschungsdisziplin (2). [Im engl. Sprachraum werden diese beiden sprachliche unterschieden. (1) = Policy-Analysis und (2) = Policy Studies. Im deutschen Sprachraum gilt Policy-Analyse für beides.]

1.1 Policy, Polity und Politics

Policy hat einen doppelten Sinngehalt: 1. Beschreibung einer Sachpolitik bzw. Politikfelds (Gesundheitspolitik, Energiepolitik z.B.) 2. Analytische Politikkategorie
Die drei Dimensionen von Politik:
· Policies: Gesetze, Verordnungen, Entscheidungen und Massnahmen. Diese haben einen direkten oder indirekten Einfluss auf die Bürger.
· Polity: Meint die Form der Politik, die sich durch Normen Institutionen oder die Verfassung ausdrückt und durch Organisation, Verfahrensregeln und Ordnung gekennzeichnet ist. 
· Politics: diese Dimension weist prozessualen Charakter auf, sodass ihre potentiellen Erscheinungsformen z.B. Interessen oder Konflikte sein können. Diese Erscheinungsformen sind durch Macht, Konsens und Durchsetzungen gekennzeichnet. 
Die drei Dimensionen verlaufen jedoch fliessend, sie sind also nicht klar voneinander zu trennen. Die theoretische Trennung ist jedoch sehr wichtig, um die Generierung und Umsetzung einer Public Policy zu verstehen. CH-Institutionen (Polity) Föderalismus oder direkte Demokratie haben einen entscheidenden Einfluss auf Ausgestaltung von Politics und auch Policy.  Policies können auch als Resultate von Politics verstanden werden. Sie entstehen und entwickeln sich eingebettet in Polity.  
2.  Das Politische System der Schweiz als spezieller Kontext

2.1 Einleitung

Das Schweizerische System zeichnet sich durch die partikuläre Kombination von direkter Demokratie, Föderalismus und Konkordanz aus. 




3. Was ist eine öffentliche Politik? Definitionen von Public Policy und politischer Steuerung

· Policy bezeichnet Ziele und Inhalte politischer Programme, dient jedoch auch als Begriff zur Beschreibung einer Sachpolitik. Sie versucht Probleme zu lösen, Lösungen zu gestalten und Aufgaben zu erfüllen. Bestimmung einer Policy ist es also das Verhalten der Adressaten dahingehend zu verändern, dass die politisch definierten Ziele erreicht werden. 
· Polity bezeichnet die organisatorische und institutionelle Form von Politik.
· Politics hingegen umfasst, neben Prozedural-Charakter, die Verteilung und Durchsetzungsmöglichkeiten von Macht innerhalt des politischen Prozesses.  
Im weiteren Sinn gelten Policies auch als «substanzielle» und als «institutionelle» Politiken. Substanzielle Politiken beabsichtigen die unmittelbare Lösung eines konkreten gesellschaftlichen Problems. Sie soll eine unmittelbare Veränderung des Verhaltens des Politikadressaten bewirken. Institutionelle Politiken hingegen zielen auf die Veränderung der Polity ab. Diese besteht zum einen aus «politischen Institutionen», die als Regelsysteme politischer Willensbildung und -umsetzung definiert werden können. Diese ist auf der Input-Seite politischer Systeme angegliedert. Bsp. Für Institutionen sind Wahl- und Regierungssysteme, föderalistische oder direktdemokratische Institutionen. Zum anderen wird von «Institutionspolitik» gesprochen, wenn es um die strukturelle und organisatorische Gestaltung der Output-Seite geht. Bsp. Sind Reformen. 

3.1 Wirkungsmodell einer Public Policy

In politischen Prozessen manifestiert sich die Public Policy in Entscheiden der relevanten politischen Akteure darüber, wie ein politisches Problem angegangen werden soll. Die Analyse betrifft den gesamten politischen Prozess, öffentlicher Entscheidungsfindung. (Bsp. Von Verkehrs-, Bildungs- und Gesundheitspolitiken + Abbildung auf S. 47). Öffentliche Politik hat die Intention, durch zweckmässige Policy-Instrumente die Adressaten zu einer Verhaltensänderung zu bewegen. Das gesellschaftliche Problem soll also nicht mehr durch sie verursacht werden, sondern gelöst. 

3.1.1 Endbegünstigte und Politikadressaten

Anerkennung eines gesellschaftlichen Problem entsteht, wenn bestimmte Individuen oder kollektive Akteure von diesem Problem betroffen sind und es demzufolge zu ihren Gunsten gelöst werden soll. Die Gruppe der Betroffenen wird auch als «Endbegünstigte» bezeichnet, weil diese von der staatlichen Intervention profitieren. Zu unterscheiden sind «Politikadressaten», deren Verhalten als relevant und ausschlaggebend für ein gesellschaftliches Problem ist und welche es lösen sollen. Die korrekte Erfassung der Zielgruppe (Politikadressaten) ist äusserst wichtig, da nur dadurch langfristig eine Verhaltensänderung resultieren kann und ein Problem verschwindet. 
Neben diesem zwei wichtigen Personengruppen, sorgen die vielschichtigen Wirkungsmechanismen dafür, dass die Konsequenzen politischer Programme auch weitere Personengruppen erreichen. Darunter sind die «Nutzniesser», welche nicht von dem Problem betroffen waren, jedoch von deren Lösung profitieren. Zum anderen werden durch Policy-Instrumente nicht nur Politikadressaten betroffen. Eine öffentliche Politik kann also auch weitere Personengruppen betreffen, als nur die beabsichtigte. Von grosser Bedeutung für Erfolg einer öff. Politik ist die korrekte und sorgfältige Identifikation von den Personengruppen, falsche Annahmen führen also zu schlechteren Lösungen. Die Formulierung einer Kausalhypothese, welche Ursachen und Verursacher feststellen soll, als weitere zentrale Komponente bei der Konzipierung einer öff. Politik.



3.1.2 Kausalhypothese

Dabei handelt es sich um grundlegende formulierte Annahmen, dies es für die systematische Analyse der Policy herauszufiltern gilt. Dabei geht es um die Frage, «was» ein Politisches Problem hervorgeruft! Es handelt sich also um die Annahme, was oder wer für ein Problem verantwortlich ist, also die Ursachen. Stellt Verbindung zwischen Problematik und Problembetroffenen & Problematik und Politikadressaten her. Erfolgsversprechend wird eine öff. Politik, wenn die kausalen Mechanismen zwischen Ursache und Problem richtig erfasst werden. Es ist jedoch kein Erfolgsgarant, da dieser noch von vielen anderen Elementen des Policy-Designs abhängt. 

3.1.3 Interventionshypothese

Damit wird festgestellt, wie ein Problem durch eine öff. Politik angegangen werden soll. Bei einer systematischen wissenschaftlichen Analyse einer Policy werden Annahmen gemacht, wie ein gesellschaftliches Problem durch eine staatliche Intervention gelöst werden kann. Dies wird oft als Interventionshypothese konzeptualisiert. Erläutert die Art, wie ein Programm die Ursachen angehen soll, um diese zu eliminieren. Diese definiert die Beziehung zwischen den Politischen Zielen, welche im Vorfeld definiert wurde, und den Massnahmen. Durch solche Massnahmen können auch Handlungsfreiheiten einzelner Individuen oder Gruppen von Personen eingeschränkt werden. Entscheidung wie Zielgruppe zu Verhaltensänderung gebracht werden soll, entscheidet sich durch Annahmen über die Wirkungsweise von Policy-Instrumenten. Es gibt rein persuasive Instrumente, Handlungs- und Unterlassungsanweisungen oder vielschichtige Kombinationen von Instrumenten.

3.1.4 Policy-Instrumente

Für die Formulierung einer öff. Politik braucht es auch ein adäquates Policy-Programm. Um angestrebte Ziele zu erreichen, braucht der Staat Steuerungsinstrumente. Welche Massnahmen schlussendlich ergriffen werden, um eine Lösung für ein gesellschaftliches Problem zu lösen, ist das Ergebnis eines politischen Aushandlungsprozesses, welche von den Akteuren diskutiert wird. 
Es gibt jedoch nie eine gesicherte, erfolgsversprechende Kombination von Massnahmen. Deshalb kann eine Formulierung einer öff. Politik als Testlauf gesehen werden, welcher unter Umständen optimiert oder ersetzt werden muss. Die Policy-Analyse bietet viele Möglichkeiten, die grosse Anzahl möglicher Policy-Instrumente sind jedoch anhand von inhaltlichen und formalen Kriterien zu strukturieren, zu kategorisieren du voneinander abzugrenzen. Vedungs Ansatz (Anordnung von Policy-Instrumenten zu Adressaten) geht auf die Beziehung zwischen Implementationsagenten und der Zielgruppe einer bestimmten Policy aus, die je nachdem, welche Ziele die öff. Politik verfolgt werden, unterschiedliche Bedingungen unterliegen. Er gliedert Interventionsmöglichkeiten in drei grundsätzliche Typen:
1. Carrots (Zucker)
· Anreizmassnahmen: Anreize können dabei sowohl positiv als auch negativ sein. Mit positiven Anreizen, werden Ressourcen ausgeteilt und mit negativen Ressourcen eingezogen. Bei Ressourcen handelt es sich hierbei jedoch nicht nur um finanzielle Mittel, sondern auch um Investitionen von Zeit und Wissen etc. Solche Handlungen machen es somit den Politikadressaten schwerer oder leichter gewisse Handlungen zu verfolgen. Unterscheidung hierbei zu den anderen Beiden ist, dass das Zwangselement fehlt oder stark abgeschwächt ist. Bsp. Tabaksteuern erhöhen, jedoch steht es Konsumenten immer noch frei zu wählen.  
2. Sticks (Peitsche)
· Regulative Instrumente: Restriktionen von Handlungsweisen, also Verbote und Direktiven und Handlungsanleitungen durch Gebote. 



3. Sermons (Predigt)
· Persuasive Instrumente: Diese erlegen den Politikadressaten keine Verbote oder Gebote, sondern will die Verhaltensänderung durch Informationen bezwecken. Appell an bestimmte Zielgruppen. Es werden auch keine neuen Ressourcenverhältnisse geschaffen. Es geht dabei darum, Politikadressaten durch Überzeugung zum «richtigen» zu bewegen oder von «falschen» abzubringen (Plakate, freiwillige Trainingsprogramme etc.). Bsp. Organspende in Spanien, welche die Bevölkerung lediglich aufruft, für oder gegen Organsende zu entscheiden. 
Braun und Giraud (2003) hingegen gehen davon aus, dass staatliche Steuerung grundsätzlich zwei Ziele erfüllt. 1. Entweder wichtige Ressourcen und öff. Güter sicherzustellen oder sie dient dem Staat zur Beeinflussung des gesellschaftlichen Handelns. 2. Kann er die Gesellschaft durch eine regulative Politik direkt zu lenken oder durch ein Anreizsystem indirekt. 
In gewissen Fällen greift der Staat direkt ein durch Bereitstellen von öff. Güter. Eine solche Intervention betrifft diese Politikfelder, welche von der Privatwirtschaft ungenügend berücksichtigt werden (Bsp. Bildung, Kultur, aber auch Infrastruktur). Der Staat kann direkt oder indirekt auf Gesellschaft einwirken. Die Direkte Steuerung entspricht Veduns sticks. Die Indirekte Steuerung wird ebenfalls in drei Unterkategorien eingeteilt. Die ersten beiden entsprechen ebenfalls der carrots und sermons von Vedun. Die Dritte Kategorie umfasst die Bereitstellung von strukturellen Angeboten. Dabei wird durch Schaffung von Teilhabe und Eigentumsrechte sowie Verfahrensvorschriften das Verhalten der Adressaten beeinflusst. Auch hier ist das Individuum keinem Zwang ausgesetzt und kann selbst entscheiden, ob es das Angebot nutzen möchte oder nicht. Wer jedoch davon Gebrauch macht, lässt sich gleichzeitig auf Einschränkungen der Handlungsmöglichkeiten ein. 
Der Staat hat im heutigen Kontext seine allmächtigen Regulierungsinstanz verloren. Anstelle der direkten Steuerung sind die indirekten Steuerungsinstrumente getreten. Diese konzentrieren sich auf die «Anpassungs-, Reaktions-, und Problemlösungskapazität». Besonders die staatliche Strukturierung, welche teilweise Entscheidungsgewalt an gesellschaftlichen Akteure zurückgibt, gewinnt an Bedeutung. Wichtig sind dabei die Verhaltensvereinbarungen zwischen Staat und Gesellschaft. Der Staat übernimmt die Aufgabe der Rahmenbedingungen für die Verhandlungssysteme zwischen den verschiedenen Netzwerken zu definieren, deren Agenda zu beeinflussen und auf deren Zusammensetzung einzuwirken. Der Staat muss dabei negative Externalität (Effekte) zwischen den Verhandlungsnetzwerken verhindern und positive Koordination fördern. Dafür muss jedoch der Staatsapparat intern fragmentiert und spezialisiert werden. Er muss zunehmend seine Teilsysteme steuern und dafür sorgen, dass diese gesellschaftlich verantwortungsvoll handeln.  Kooperativer Staat!
Dabei agiert er über die Regelstruktur, die in Form von verschiedenen Verhandlungssystemen organisiert ist. Andererseits beeinflusst er die Gesellschaft über seine Leistungsstruktur, die die verschiedenen Dienstleistungen des Staates umfasst. Welche Instrumente zur Anwendung kommen, hängt von den Verhandlungspositionen und Ressourcen relevanter Akteuren im politischen Entscheidungsprozess ab. 
In der Praxis gibt es viele Hybride von Policy-Instrumenten/-Massnahmen, welche dann reziproke (wechselseitige) Beeinflussung der Effektivität zur Folge hat. Studien haben gezeigt, dass v.a. Kombinationen von verbindlichen Instrumenten eine Verhaltensänderung und Akzeptanz bei Politikadressaten bewirken. Bei der Formulierung einer öff. Politik muss nicht nur festgelegt werden, welche Mittel der Staat brauchen soll, um zu intervenieren, sondern auch welche Strukturen und Akteure es für die Umsetzung bedarf. Für die Implementierung gibt es eine «organisatorische Vorgabe», welche das Umsetzungsarrangement einer Policy nicht nur auf Verwaltungsbehörden reduzieren, da zunehmend auch andere Akteure daran beteiligt sein können. Die umfassende Planung einer Public Policy geschieht im Rahmen eines Politikkonzepts oder Programms. 

     



3.2 Policy definiert als Politikkonzept oder Handlungsprogramm

Policy im engeren Sinn kann als Politikkonzept oder politisches Handlungsprogramm definiert werden. Dieses legt die rechtlichen Grundlagen für öff. Handeln vor. Hat i.d.R. 5 Elemente:
· Ziele: Kern politischer Ziele sind +/- explizite Ziele. Diese beschreiben den Zustand, welcher staatliches Handeln herbeiführen soll. Diese sind auf gesetzlicher Ebene oft in sehr abstrakter Form definiert. Auf der unteren Ebene, Verordnungen oder Richtlinien, sind diese häufig konkretere, quantifizierbare und messbare Zielgrössen. Können sogar widersprüchlich formuliert sein. 
· Evaluative Elemente: Angaben zu diesen findet man selten in Gesetzen, jedoch vielfach in Verordnungen oder Richtlinien. Es handelt sich dabei um Angaben zur Art von Daten, welche zu erheben sind, um den Regulierungsgrad von Zielen zu bestimmen (Bsp. Definition von Geschossflächen in der Energiepolitik). Methoden zur Beurteilung der Zielerreichung einer öff. Politik und der Gad der Zielerreichung hängen eng zusammen. Bsp. Müssen Kantone Menschen die in «bescheidenen Verhältnissen» leben Prämienverbilligungen für Krankenversicherung geben. Es liegt jedoch bei ihnen, diesen Begriff zu definieren.  
· Interventionsinstrumente: Diese sind dafür vorgesehen, Ziele der Politik zu erreichen, sie werden auch «operative Elemente» genannt. In der Praxis hängt die Wahl des Instrumentes stark von dem Interventionsmodus ab. «Konditionalprogramme» folgen dem «Wenn-Dann-Schema», weil sie verlangen, dass bei Vorliegen genau definierter Bedingungen eine bestimmte Massnahme ergriffen wird (Bsp. AHV-Altersrenten, welche unabhängig von der wirtschaftlichen Lage einer Person ausbezahlt werden, solange sie ein bestimmtes Alter erreicht hat). Finalprogramme geben ein zu erreichendes Ziel an, lassen der Verwaltung jedoch freie Hand beim Aussuchen und Einsatz der Mittel.   
· Ressourcen: Die Erreichung eines Ziels verlangt die nötigen finanziellen und personellen Ressourcen und eine geeignete Infrastruktur. Dies gilt nicht nur für Politiken wie Forschungsförderung, sondern auch für die Durchsetzung von Verboten, bspw. Im Strassenverkehr, wo es Polizisten braucht. Auch öff. Beratungsstellen können nur mit qualifiziertem Personal betrieben werden. Bsp. Hat es sich gezeigt, dass es schwierig ist geeignetes Personal im Bereich der Suchtprävention zu finden, wodurch es zu Verzögerungen in der Umsetzung solcher Massnahmen kommen kann. 
· Organisatorische Vorkehrungen: Hier spricht man vom «Behördenarrangement». Damit sind die für Realisierung von Politik zuständigen Behörden und Verwaltungsstellen gemeint. Die Massnahmen des Programms müssen untereinander abgestimmt sein, damit ein politisches Programm Wirkung entfalten kann. Dazu muss das Programm noch gut mit anderen Politiken koordiniert werden.  Intra- und Interpolicy-Koordination. In einem Programm müssen also auch die Zuständigkeiten festgelegt und definiert werden. Die Bestimmung der Zuständigkeiten wird in erster Linie vom Kampf um Einfluss und Ressourcen zw. Den Departementen und Amtsstellen geprägt. 

4. Der Anspruch der Policy-Analyse

Hacker und Pierson (2014) argumentierten, dass «Politik» in westlichen Demokratien vorab durch den demokratischen Entscheidungsprozess innerhalb formaler Institutionen wie Wahlen, Abstimmungen und Parteien bzw. entsprechend bestellter Regierungen determiniert ist. Diese Sichtweise basiert auf der Grundannahme des freien Wettbewerbs von in Parteien organisierten politischen Ideologien um die Regierungsmacht. Die Politikwissenschaft soll sich dementsprechend den Entscheidungsmechanismen widmen und den demokratischen Entscheid ins Zentrum rücken. («Politiker formulieren Policies eher um Wahlen zu gewinnen, als die Wahlen zu gewinnen, um Policies zu formulieren.)
Schattschneider (1935) beschreibt Politik als politikfeldabhängige Struktur, in der die jeweiligen Interessengruppen weniger die formale Machterlangung als langfristige Policies anstreben, die ihre Interessen bedienen. Hacker und Pierson (2014) hingegen rücken die inhaltliche Seite von Politik, die Public Policy, ins Zentrum, um Politik als Ganzes zu verstehen. Dazu schlagen sie zwei Kernargumente vor, wie diese analytisch zu verstehen ist: 1. Policy als Terrain und 2. Policy als Preis. 
1. «Policy als Terrain» beschreibt, dass sich je nach Politikfeld verschiedene Akteurskonstellationen, Verhandlungsmechanismen, Institutionen und Entscheidungsmechanismen etablieren, welche sich stark voneinander unterscheiden. Diese sind aufgrund der Langfristigkeit on Policies sehr wichtig für das Verständnis vom Funktionieren politischer Systeme. 
2. «Policy als Preis» beschreibt den Effekt der Langfristigkeit und die Motivation der involvierten Akteure, die Nachhaltigkeit von Policies absichern. Da durch Policy-Entscheide immer Gewinner und Verlierer entstehen, ist es für Interessensgruppen wichtiger Policies ihren Vorstellungen entsprechen, als kurzfristig für eine Legislatur in der Parlamentsmehrheit oder in der Regierung vertreten zu sein. In der Schweiz lässt sich dies sehr gut zeigen, da es die Möglichkeit des Referendums gibt und somit alle Interessensgruppen Gehör zugekommen werden lassen muss, da diese sich sonst vielleicht gegen eine Policy entscheiden. Der vorparlamentarische Prozess ist somit gleich wichtig wie die Wahlen, parlamentarische Entscheidungsprozess und Abstimmungen. 

4.1 Definition von Policy-Analyse

Sie setzt sich mit den inhaltlichen Aspekten von Politik auseinander und behandelt insb. Fragen betreffend die Gegenstände, Ziele und Wirkungen politischer Aktivitäten («Policy-Analysis ist finding out what governments do, why they do it, and what difference it makes.»). Es geht um:
1. «Was». Also die politischen Inhalte, die in der Form von öff. Politiken hervorgebracht werden. 
2. «Warum». Die Frage nach Motivationen, Bedingungen und Einflussfaktoren der Policy bzw. deren Akteure. 
3. «Wozu». Die Policy-Analyse soll sich nicht damit begnügen, Politikinhalte nur zu identifizieren und ihre Entstehung nachzuverfolgen, sondern muss auch über Instrumente und Strategien verfügen, um die Folgen und Wirkungen dieser Policies eruieren und beurteilen zu können. 
Gemäss Prittwitz (1994) verfolgt die Policy-Analyse als Analyse öff. Handelns das Ziel, «Inhalte, Bedingungen und Erfolgsaussichten öff. Handelns zu erfassen und damit dessen Realisierung zumindest implizit fördern. 

4.2 Wann ist eine Policy erfolgreich? Dimensionen von Policy Success

Erfolg oder Misserfolg kann aus unterschiedlichen Perspektiven betrachtet werden. Kaum eine Politik kann als Policy Success oder Policy Failure im Sinne zweier komplementärer und abschliessender Kategorien bezeichnet werden. Diese müssen eher als zwei Pole betrachtet werden, bei denen es eine Vielzahl an Ausprägungen geben kann. Einige Politischen Projekte erreichen zwar ihr gewünschtes Ziel, jedoch verursachten sie dabei einen viel grösseren Aufwand öff. Gelder als geplant oder brauchen viel länger als gedacht, um ihre Wirkung zu entfalten. Andere Policies verfehlen ihr Ziel, weil sie bspw. Von falschen Annahmen über Ursachen des Problems ausgegangen sind. Schwierig genaue Definitionen für die zwei Begriffe zu finden, da man sich in der Wissenschaft nicht einig ist, ob diese objektiv feststellbar sind und somit nur rein subjektiv manifestieren. 
McConnell definiert Policy Success folgendermassen: «Eine Policy ist ein Erfolg, wenn es die Ziele erreicht und keine signifikante Kritik und/oder die Unterstützung nahezu durchgängig vorhanden ist.»
Policy Failure definiert er wie folgt: «Eine Policy ist ein Misserfolg, wenn die Ziele nicht erreicht wurden und die Opposition gross ist und/oder die Unterstützung nahezu nicht vorhanden ist.» Er definiert für eine realistische Beurteilung verschieden Zwischenkategorien. 

· Resilient Success: Policies, welche den zwei Definitionselementen von Success einen Zielerreichungsgrad aufweisen und wenig politischen Widerstand ausgesetzt sind. Die öff. Politik zeigt sich widerstandsfähig (resilient), insofern das Erreichte in genügendem Masse einen Konsens darüber herbeiführt, dass die betreffende Policy kein Misserfolg ist, auch wenn kein umfassender Erfolg erzielt wurde (second best outcome). 
· Conflicted Success: Policies deren Verwirklichung und Wirkungen kontrovers sind und einerseits relevante Defizite aufweisen wie bspw. Zeitliche Verzögerung oder gescheiterte Kommunikation der Probleme. Andererseits können diese Umstände nicht als vollkommenes Versagen gewertet werden, da durchaus teilweise Ziele erreicht werden und somit von den Befürwortern als Erfolg betrachtet werden, während die Gegner Probleme und Mängel als Misserfolg denunzieren. 
· Precarious Success: Kleinere Zielerfolge, welche den Befürwortern eine Rechtfertigungsgrundlage gibt. Die Kosten und Misserfolge überwiegen jedoch und somit ist die Opposition sehr gross. 

4.2.1 Programmerfolg, Prozesserfolg und politischer Erfolg

Um die Policy, Politics und Polity erfassen zu können muss das fünfstufige Modell erweitert werden. 
Ein funktionelles Modell für die Einordnung von Policies muss bspw. In Betracht ziehen können, dass ein einmal beschlossenes politisches Programm die gesetzten Ziele durchaus erreichen kann, jedoch der politische Prozess, der zu diesem geführt hat, viel Zeit und Ressourcen beansprucht hat sowie von Konflikten geprägt war. Auch denkbar ist, dass es sich um einen Misserfolg handeln kann, wenn bspw. Staatliche Ressourcen nicht effizient genutzt wurden, obwohl kommunikatives Geschick auf politischer Ebene den Akteuren erlauben mag, es als einen Erfolg darzustellen oder die Unzulänglichkeiten jemand anderen anzuhängen. Die Bildung von Policy-Success- und Policy-Failure-Typen generiert dann einen weiterführenden analytischen Wert, wenn die übergeordnete Dimension von Politikerfolg und die differierenden Dynamiken berücksichtigt werden. 
Für ihr heuristisches (vorläufige Annahmen der Forschung) Modell integrieren Marsh und McConnell (2010) zusätzlich die Prozessebene (Process Success). Diese bezieht sich auf den Vorgang der politischen Entscheidungsfindung im Zuge dessen Probleme, Meinungen und Interessen identifiziert und manifestiert werden. Sie schlagen für die Beurteilung der einzelnen Dimensionen für jede Ebene verschiedene Indikatoren und die Erhebung von quantitativer und qualitativer Evidenz vor. Bei der Prozessebene stellt sich erstens die Frage nach der Legitimität des 
Politikformulierungs- und Politikentscheidungsprozesses, vor allem ob es nach den Regeln von rechtmässigen Verfahren läuft und den grundlegenden demokratischen Prinzipien entspricht. Zweitens kann erforscht werden, durch Analyse parl. Abstimmungsmuster, ob eine Policy viel oder wenig Widerstand hatte und somit oft abgeändert wurde oder nicht. Ein dritter Faktor ist, ob eine Policy von Anfang an von genügend grosse und starken Interessenkoalitionen unterstützt wird. Dieses Feld berücksichtigt nicht nur politische Akteure, sondern bezieht auch Öffentlichkeit und andere Interessensgruppen mit ein. Der vierte Indikator, welcher zur Beurteilung von Prozesserfolg aufgenommen wurde, dient der Analyse von Innovationen und Einflussmöglichkeiten im politischen Prozess. Qualitative Daten wären bspw. Regierungsberichte, Voten von Experten etc., mit welchen gemessen werden könnte, ob der Politikprozess von neuen Ideen und Instrumenten geprägt war, welche vielleicht von anderen Gemeinden übernommen wurden. Meinungsumfragen bei Bevölkerung in Bezug auf Popularität der Regierung oder spezifische Programme, liefern Antworten auf Fragen, ob die Politik gesellschaftliche Probleme auf eine Art und Weise angegangen werden, welche von der Mehrheit der Bevölkerung geschätzt wird und ob dies einen Einfluss auf deren Glaubwürdigkeit und letzten Endes auch deren Wiederwahlerfolge hat. 



Die Beurteilung des Programmatic Success ist ein konstanter und auf verschiedenen Ebenen stattfindender Prozess. Individuelle Meinungen zu einen und die aggregierte öff. Meinung zum anderen bestimmen die kontinuierliche und auf einer vor allem subj. Bewertungsgrundlage durchgeführten Beurteilung von Policies. Ebenfalls fest im politischen Prozess verankert ist die Politikevaluation. Diese ist Effektiv, effizient und langfristiger Wirksam. Daran orientieren sich die gewählten Indikatoren für den Erfolg auf Programmebene. 1. Müssen verschiedene Aspekte der Zielerreichung gemessen werden. Es stellt sich die Frage, ob eine Policy so umgesetzt wird, wie die Zielformulierung verlangt. Dies ist sowohl outputbezogen, als auch in zeitlicher und materieller Hinsicht zu prüfen. 2ter Indikator umfasst die Wirkungsebene und fragt nach der Übereinstimmung zw. Gewollten und tatsächlich erreichten Wirkungen. Längerfristige Wirkungen können jedoch nur zeitversetzt überprüft werden. Des Weiteren müssen die finanziellen sowie personellen Ressourcen hinsichtlich der Effizienz der Nutzung beurteilt werden. Die erfolgreiche Umsetzung an sich lässt noch nicht auf den Erfolg schliessen (3ter Indikator). Der vierte Indikator ist zielgruppenspezifisch. Politische Programme sind so formuliert, dass eine spezifische Gruppe von Personen, Organisationen oder einer institutionellen Ebene zugutekommt, weil diese von einem gesellschaftlichen Problem negativ betroffen sind (Bezug auf Eignung einer Policy). 
Newman (2014) argumentiert, dass bestehende Arbeiten zum Policy-Success diese nicht, also die subjektive Empfindung von «Erfolg» oder «Misserfolg», adäquat erfassen. Es wird eher eine Universaldefinition des Erfolgsbegriffs gesucht, als das Problem der Subjektivität zu lösen. 
Programmdimensionen von Marsh und McConnell (2010) wird in zwei Subkategorien geteilt:
Erstens Grad der Erreichung der statuierten Ziele (Goal Attainment) und die Verteilungswirkung (Distributional Outcomes [DO]). Political Consequences sind von DO zu trennen. Konsequenzen können nämlich relativ objektiv beurteilt werden, während die DO einen grossen Interpretationsspielraum offen lassen. 
· Das sind alles Frameworks, also analytische Werkzeuge, welche unterschiedliche Aspekte öff. Politiken getrennt voneinander betrachten, um Beurteilung übersichtlicher zu machen und eine gesamtheitliche Betrachtung der öff. Politik zu bezwecken. Sie erlauben die Komplexitätsreduktion aber diese kann auch zu einer allzu undifferenzierten Herangehensweise führen, die durch ihre Entfernung von politischen Realitäten an Nutzen einbüsst. 

4.3 Die argumentative Wende in der Policy-Analyse

«Hypothesen» deutet an, dass das Kausalmodell vorab auf Vermutungen und Erwartungen basiert und weniger auf sicherem Wissen. Eine Public Policy muss also durch Argumentation überzeugen, da sie ihre Wirkungen nicht voraussagen kann. Liegt der argumentativen Wende zugrunde. Dies veränderte auch die Rolle der Policy-Analysten, welche durch ihre Argumente den Policy-Entscheid zu beeinflussen versuchten. Diese Wende umfasst zwei nicht ganz übereinstimmende Lesearten:
1. Könnte einerseits eine stärkere Hinwendung zu Argumenten als Gegenständen der Policy-Analyse implizieren. Argumente sind in dieser Leseart Gegenstände, welchen vernachlässigt wurden und jetzt mehr Aufmerksamkeit erhalten sollen. Hier wird die Policy-Analyse zur Argumentationsanalyse, Analyst zum Interpreten und Produzenten von Argumenten. 
2. Sie könnte auch verstanden werden als ob sie nach der Wende nun stärker «argumentativ» auf den politischen Prozess ausgerichtet sein sollte. Sie erscheint in dieser Perspektive als rhetorisch-persuasiv ausgerichtete Argumentation, Analysten sozusagen als Anwälte von Argumenten. 

4.3.1 Struktur und Arten von Policy-Argumenten nach Dunn

Öff. Politik besteht zunächst aus Annahmen über Wirkungsweise i.S.v. Kausal- und Interventionshypothesen. Gemäss Dunn (2012) besteht ein Policy-Argument aus «7 Strukturelementen». 

1. Eine Politische Forderung (Policy claim) stellt das Resultat des Argumentationsprozesses dar. Sie ist also die Schlussfolgerung des Policy-Arguments. 
2. Die Forderung beruht dabei auf politikrelevanter Information (Policy-relevant Information), welche aus unterschiedliche Quellen stammen kann. Diese dienen als Grundlage für die Hervorbringung der politischen Forderung. 
3. Die Ausführungen zu spezifischen Forderungen brauchen zusätzlich auch explizite Rechtfertigungsgründe (Warrants), welche die Notwendigkeit der pol. Aktivität zeigen. Die Rechtsfertigung hat also eine Brückenfunktion zwischen Forderung und relevanten Infos. 
4. Die Unterstützung oder Verstärkung (Backing) steht mit der Rechtfertigung in Verbindung. Sie gibt weitere Gründe für die Argumentation an. (Bsp. Rauchen schadet nicht nur sich selbst, sondern auch anderen.) Argumentation kann verschiedene Modi haben, Autorität, Methodik, Klassifikation oder Ethik.
· Eine auf «Autorität» basierende Argumentation betont die Reputation und Wissensautorität von Akteuren, welche pol. Relevante Informationen einbringen. 
· Argumentation kann sich auch auf «Methodik» beziehen. Diese zeigen den anerkannten Status der Methoden und Techniken zur Informationsgenerierung auf. 
· Die Argumentation mit «Klassifikation» bezieht sich auf die Zugehörigkeit der infrage stehenden Angelegenheit zu einer definierten Klasse von Fällen und fordert eine analoge Behandlung zu diesen. 
· «Ethik» als Argumentationsgrundlage urteilt über die Richtigkeit oder Unrichtigkeit einer Massnahme aus einer subj. Sicht. 
5. Die Vertrauenswürdigkeit einer pol. Forderung (Qualifier), setzt sich mit politischen Inhalten auseinander. Damit wird ausgedrückt, ob mit einer bestimmten Forderung ein bestimmter Outcome risikolos und mit Sicherheit eintreten wird oder ob die Folgen noch unklar sind, aber einen Versuch wert. 
6. Dieses kommt vor, wenn Argumentation zwischen den Akteuren eintritt. Durch Einwende (Objections), werden die Forderungen der Gegner in Frage gestellt und zurückgewiesen, indem bspw. Konkurrierende Argumentationen aufgeführt werden. 
7. Die Widerlegung (Rebuttal) ist das letzte Element. Dieses hat die Funktion Bedingungen, Ausnahmen und Sachverhalte zu identifizieren und die Glaubwürdigkeit von Einwänden zu reduzieren. (Einwand gegen Einwand).
Punkte 1-3 sind konstruktive Bestandteile eines jeden Policy-Arguments, die anderen können variieren. 

4.3.2 Framing – die advokative Verwendung von Argumenten und Symbolen

«Policy-making is an ongoing discursive struggle over definition and conceptual (begrifflich) framing (Rahmung) of problems.»
Dies legt den Fokus auf die Argumentation in Policy-Analyse, jedoch im Rahmen des pol. Aushandlungsprozesses und im Kampf um die Deutungshoheit. Das Interesse liegt bei den normativen Interpretationsrahmen (Frames) im Policy-Prozess, welcher nicht als rational, sondern als interpretativer Akt verstanden wird. Besonderes Augenmerk auf Framing und Legitimation von Politik. Framing bezeichnet ein spezifisches Verständnis eines bestimmten Politikfeldes und die zugehörige Deutung. Die Legitimation ergibt sich aus Argumenten und die damit verbundenen Normen und Werte. 
Die Framing-Theorie besagt im Kern, dass Akzentuierung in der Darstellung desselben Sachverhaltes zu einer unterschiedlichen Wahrnehmung ebendieses Sachverhaltes führen können. Mittels Framing versuchen Akteure, die Interpretationshoheit über ein Problem zu erlangen. Damit soll der politische Diskurs in eine bestimmte Richtung gelenkt werden. Frames sind somit Interpretation einer politischen Massnahme: Sie verdeutlichen die Ziele, die mit einer Massnahme erreicht werden sollen. 
Frames können Aufmerksamkeitsverschiebungen auslösen und diese auf einen neuen oder anderen Effekt einer politischen Massnahme lenken. Frames, wird argumentiert, können beeinflussen, welche Präferenzen in einem Entscheidungskontext als mehr oder weniger relevant angesehen werden. Somit strukturieren Frames Interessen und damit das Verhalten der Akteure in einem Entscheidungskontext. Im Schweizerischen Kontext ist Framing nicht zuletzt beim direktdemokratischen Entscheid über eine Abstimmungsvorlage relevant. 

5. Das Phasenmodell des Politikprozesses: der Policy Cycle

Politik als Prozess der Problemverarbeitung, «als Prozess also, in dem lösungsbedürftige Probleme artikuliert, politische Ziele formuliert, alternative Handlungsmöglichkeiten entwickelt und schliesslich als verbindliche Festlegung gewählt werden», führte bereits in den 1950er Jahren dazu, politische Prozesse als logische Abfolge zu betrachten. Dem Modell des Policy Cycle lieht die Erkenntnis zugrunde, dass sich eine öff. Politik im Laufe ihrer Entstehung und Umsetzung verändert. 1956 unterschied man zwischen 7 Phasen, heute geht man jedoch nach einem 6 stufigen Modell vor. Die 6 Hauptphasen lassen sich in 3 Gruppen unterteilen: «Genese», «Vollzug» und «Wirkungsentfaltung». In der Genese wird ein Problem definiert und ein Programm konzipiert. Beim Vollzug werden Umsetzungsstrukturen konzipiert und Umsetzungsprozesse definiert, welche den Vollzug möglich machen. 

5.1. Agenda Setting

Eine öff. Politik ist Antwort auf wahrgenommenes gesellschaftliches Problem. Es können nicht alle Probleme erkannt werden, darum stellt sich die Frage nach den Mechanismen, die dazu führen, dass ein Problem zu Kenntnis genommen wird und auf die Agenda gesetzt wird. 

5.1.1 Konzeptionelle Grundlage

Die Problemdefinition enthält Annahmen über die Art des Problems sowie über dessen Ursachen, Intensität und Verbreitung. Annahmen werden zwingend von einer politischen Komponente begleitet. Was für den einen ein Problem ist, wird von einem anderen vielleicht gar nicht wahrgenommen. Unterscheidung von «Privaten Problemen», «Gesellschaftlichen Problemen» und «öff. Problemen». Nur Letztere bieten Anlass für öff. Handeln. Eine Situation ist erst dann ein Problem, wenn es auf die Agenda gesetzt wird. Erst in dieser Phase des Definitionsprozesses planen politische Akteure eine Staatliche Lösung. Blosse Wahrnehmung eines Zustandes als gesellschaftliches Problem nicht automatisch politische Agenda Setting impliziert. Politisches Agenda Setting ist das Ergebnis eines Selektionsprozesses. Dabei stehen die wahrgenommenen Probleme verschiedener Akteure in Konkurrenz zueinander. Verschiedene Gruppen und Medien setzten verschiedene Prioritäten. Wird ein Problem von einem politischen Akteur auf die Agenda gesetzt, ist der Weg für eine öff. Politik frei. Diese Phase wirkt also somit als «Filter». 4 Unterschiedliche Typen:
· Outside Initiation: Davon wird gesprochen, wenn gesellschaftliche Akteure über öff. Debatten und Medien ihren Einfluss geltend machen. (Bspw. Wirtschaftsverbände eine Reform wollen, um Konkurrenzfähigkeit zu verbessern.)
· Inside Initiation: Interessengruppen ohne öff. Aufmerksamkeit, aber über gute Kontakte zur Politik Themen auf die Agenda setzen. 
· Bei dieses Zwei kommt Initiative mehrheitlich von aussen
· Konsolidierung:  Spricht die Situation an, bei der öff. Akteure basierend auf einem grossen gesellschaftlichen Konsens eine Thematik aufgreifen und politisch vorantreiben. 
· Mobilisierung: Wenn ein öff. Akteur ein Thema als wichtig erachtet und die Politik von dessen Dringlichkeit überzeugen können. 

Drei unterschiedliche Theoriestränge, welche erklären, wieso, wie und wann etwas auf die Agenda kommt und was nicht. 
1. Konvergenztheorie: Diese Theorie geht davon aus, dass sich die Auswahl der Themen grundsätzlich rational begründen lässt. Diese These postuliert, dass im Zuge der Industrialisierung in allen Staaten die +/- denselben Mix von Politiken herausbilden würde. Es gibt eine enge Korrelation von wirtschaftlicher, technischer und sozialistischer Entwicklung. 
Nach Hall et al. (und andere) kommt ein Thema auf die politische Agenda, wenn es legitim und machbar ist sowie öff. Unterstützung findet. Legitimität ist gegeben, wenn Regierung glaubt, dass sie das Recht oder sogar die Verpflichtung hat, zu intervenieren. Kriterium der Machbarkeit bezieht sich auf das Potential zur Umsetzung einer Politik. Dies schliesst das notwendige Wissen, Ressourcen, geeignetes Personal sowie administrative Infrastruktur ein. Dazu braucht es auch die öff. Unterstützung, vor allem in demokratischen Staaten, weil sich kaum eine Politik gegen den Willen des Volkes durchsetzen lässt. 
2. Die zweite Theorie: verneint eine rationale Begründung. Es wird ein konstruktiver Zugang zum Agenda Setting propagiert. Politische Probleme werden in dieser Theorie als Konstrukte des Dialogs zwischen gesellschaftlicher Akteure verstanden. Massgeblich für die Themensetzung sind also Ideen, Überzeugungen und Ideologien. Probleme kommen also als Resultat von Machtkämpfen zwischen Politischen Akteuren auf die Agenda. Ein Problem zu definieren bedeutet, das man diese Gruppe bezeichnen, welche negative Auswirkungen spüren und auch diese Gruppe, welche Probleme verursacht und somit die Kosten einer Bewältigung zu tragen haben. Diese die Problem verursachen, müssen auch bei Problemlösung ansetzen. 
3. Die Dritte Theorie: Kombiniert rationale und konstruktivistische Ansätze. Bekanntes Bsp. Der Multiple-Streams-Ansatz. Dieser geht davon aus, dass Themen auf die politische Agenda kommen, wenn drei im Prinzip unabhängig voneinander existierende «Ströme» miteinander Verbunden werden. Dieser geht von realen Problemen und Lösungsansätzen aus, wie die rationalen Theorieansätze. Im Gegensatz dazu wird behauptet, dass Lösungen und Probleme «Wahllos» kombiniert werden. Dazu werden Informationen nicht als wertneutral angesehen, sondern dass sie strategisch manipuliert werden können, um Ziele zu erreichen. 

5.2 Politikformulierung

Bezeichnet die Entwicklung, die Beurteilung und die Abschätzung eines politischen Programms in der vorparlamentarischen Phase. Es lassen sich drei Komponenten unterscheiden. 
1. Problemanalyse
2. Zieldefinition 
3. Formulierung eines politischen Programms
Diese laufen jedoch oft nicht systematisch ab. Kern der Politikformulierung bildet die Entwicklung eines politischen Programms, welches dann debattiert, weiterentwickelt, verabschiedet oder verworfen werden kann. Diese Phase wird auch als zielgerichtetes Abwägen der Risiken, der Kosten und des Nutzens einzelner Massnahmen bezeichnet und betont die Rolle von Wissen in diesem Prozess. Kreis möglicher Problemlösungen wird soweit eingeschränkt, dass undurchführbare sowie negativ beurteilte Optionen ausgeschlossen werden. 

5.2.1 Konzeptionelle Grundlagen

Bei der Politikformulierung geht es darum, eine Policy zu gestalten und über ihre Einführung zu entscheiden. Dies geschieht in Netzwerkartigen Gebilden. Zentrale Akteure sind involvierte Verwaltungseinheiten, Vertretungen des Parlaments sowie Interessensgruppen, die in einem spezifischen Politikfeld in relativ stabilen Beziehungen zueinanderstehen. Dabei lassen sich 8 Typen unterscheiden (Tabelle 4 S. 101). Steht eine Gesellschaftsgruppe dem Staat gegenüber und wird vom Staatlichen Akteuren dominiert, dann spricht man von einem klientilistischen Netzwerk. Liegt die Führung jedoch bei Privaten Akteuren, dann spricht man vom Beute-Netzwerk. 
Wenn zwei grosse gesellschaftliche Akteure dem Staat gegenüberstehen, kann der Staat diese Dominieren (Triade-Netzwerk) oder umgekehrt (korporatistisches Netzwerk). Wenn es mehrere Akteursgruppen gibt, wird von pluralistischen Netzwerken oder Issue-Netzwerken (eher offene Grenzen und geringe Stabilität, weil es eher lose Akteurs Beziehungen gibt, welche sich schnell wandeln können.) gesprochen. Die Resultate bei allen Netzwerken, hängt stark von Ressourcen, Einflussmöglichkeiten und -gelegenheiten der einzelnen Akteure ab. Die Aussortierung von Problemen kommt nur eine untergeordnete Rolle zu. Wichtiger sind die argumentativen Strategien, welche sich im Zuge von Abwägung und Durchsetzung verschiedener politischen Handlungsalternativen als schlagkräftig erweisen. 
Wie politische Programme letztlich zusammengesetzt sind, hängt auch vom Politikstil (Policy Style) ab, welcher von Nation zu Nation und Politikfeld zu Politikfeld unterschiedlich sein kann. Mit Politikstil wird die Art und Weise, wie politische Programme formuliert und durchgeführt werden bezeichnet. Knill und Tosun (2012) differenzieren zwei Gruppen von Einflussfaktoren auf Politikstil:
1. Für die relevante nationale Eigenschaft wird die aktuelle sozioökonomische Lage, dominierende kulturelle Eigenheiten, institutionelle Gegebenheiten, das Verhältnis von Staat und Volk, die öff. Meinung und die Regierungszusammensetzung hervorgehoben. (Wirtschaft hoch = Konsensorientierte Politik; Wirtschaft schwach = konfliktive Politik [Vermutung]). 
2. Zweiter Faktor ist das jeweilige Politikfeld. Die Art und Weise, des zu bearbeitenden Problems, der aktuelle Problemdruck, politikspezifische Paradigmen und Erfahrungen, gesetzliche Rahmenbedingungen, Pfadabhängigkeiten sowie generelle und aktuelle Konflikte mitbestimmen, wie ein politische Programm ausgestaltet wird. Pfadabhängigkeiten, also die Tatsache, dass Probleme in der bekannten und angewandten Art angegangen werden zeugt von stabilem Politikstil. Auch beeinflussen Erfahrungen, also Faktoren der potentiellen Umsetzbarkeit, deren Akzeptanz, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit den Politikstil. Wissenschaftliche Untersuchungen dienen oftmals, dass die Politikformulierung auf eine evidenzbasierte Grundlage zu stellen. 
Bereits in den 1950er Jahren gab es die Policy Science, welche relevantes Wissen für und über politische Entscheidungsprozesse zur Verfügung stellt. Kritisiert wurde dies, weil Ziel der Wissenschaft in erster Linie organisierte Skepsis, Zweifel und Falsifizierung sei, weshalb auch die zuverlässigen Daten für die Politikgestaltung geliefert werden können. Trotz der Kritik an der Evidence-based Policy making, hat diese stark an Bedeutung gewonnen. Die Rolle der Evidenz ist in erster Linie die Eingrenzung des Raumes für rein ideologisches Argumentieren. Evidenzbasiert bedeutet, die einer öff. Politik zugrundeliegenden Annahmen über Ursachen, geeignete Massnahmen und erwartete Wirkungen auf dem herrschenden Stand wissenschaftliche Erkenntnis gründen. Welche Art von Wissen oder Information darunter fallen ist keineswegs eindeutig. Ausgehend von einem weiten Evidenzbegriff verstehen Balthasar und Müller (2014a) darunter nicht nur empirisches Wissen (Empirical Knowledge), sondern auch Expertenwissen, das entweder auf theoretischen Überlegungen (Theoretical Knowledge) oder auf praktischer Erfahrung (Experiential Knowledge) aufbaut. Dies birgt den Vorteil, dass man genauer bestimmen kann, welche Formen politikrelevanten Wissens von welche Akteuren über welche Kanäle in die Politikformulierung oder in andere Phasen des Policy Cycle eingespeist werden und wie dieses Wissen sodann auch in verschiedenen Kontexten genutzt wird. 

5.3 Entscheidung

Kreis der relevanten Akteure engt sich in dieser Phase auf die formellen Entscheidungsträger ein. Die Entscheidungsträger sind insb. Parlamentarier sowie Mitglieder der Regierung. Staatliche Akteure haben bei der Festlegung von Policies in Gesetzen und Programmen formell eine unverzichtbare Entscheidungsfunktion. Politische Entscheidungen kommen vielmehr in kleinen Schritten verteilt über einen langen Zeitraum zustande. Oftmals ist dann nicht mehr klar, welche wesentlichen Bestandteile in die Lösung miteingeflossen sind. Dieser Prozess wird auch Decision Creep genannt und unterstreicht damit den prozesshaften Charakter der Entscheidungsfindung. 
5.3.1 Konzeptionelle Grundlagen

Klassische Regeln der politischen Entscheidungsfindung sind Hierarchie, Mehrheitsentscheidung und Konsens. In westlichen Demokratien herrscht das Prinzip der Mehrheitsentscheidung. In der CH genügen i.d.R. nicht einfache Mehrheiten. «Übergrosse Mehrheiten» sind notwendig, um Hürde des Referendum, als der Volksbefragung, zu überstehen. Auch in anderen Ländern braucht es deutliche Mehrheiten, damit etwas auch umgesetzt und nicht nur entschieden wird. Deshalb werden, um die Leistungsfähigkeit der Entscheidungsfindung zu verbessern, immer wieder Verhandlungssysteme in Autoritätsstrukturen eingefügt. Es wird nach einvernehmlichen Regelungen gesucht, im Notfall kann eine Lösung mittels Mehrheitsprinzip herbeigeführt werden. Dies führt dazu, dass politische Entscheidungen zunehmen in Policy-Netzwerken, Kooperationssysteme, gefällt werden. Die Mitglieder eines spezifischen Netzwerkes, verfügen über spezifische Ressourcen, welche sie in die Verhandlungen einfliessen lassen. Dabei kann es sich im Geld, Kompetenzen oder Macht handeln. In der Schweiz wird häufig von «Referendumsmacht» gesprochen, also die Macht erfolgreich ein Referendum gegen eine Vorlage zu erheben (Klassische Akteure: Parteien, Gewerkschaften und Verbände). In der CH werden Referendumsfähige Akteure früh in die Entscheidungsfindung eingebunden  Vernehmlassung. Bei Dunn geht es in der Entscheidungsfindung um Gewichtung von Argumenten und Gegenargumenten für eine rationale Entscheidungsfindung. Das idealisierte Modell rationaler Entscheidungsfindung geht davon aus, dass Entscheidungen konsistent und nachvollziehbar gefällt werden. Dabei werden zuerst Ziele definiert und dann alternative Zielerreichungsstrategien entwickelt. Von diesen Alternativen werden dann die Folgen prognostiziert und Wahrscheinlichkeit des Eintritts geschätzt. Diese Theorie bereits in den 1950er Jahren in Frage gestellt. Simon (1955) entwickelte die Theorie der Bounded Rationality, der begrenzten Rationalität. Danach treffen Menschen Entscheidungen i.d.R. nicht unter Idealbedingungen. Gründe sind Zeit-, Informationsmangel oder einfach Unfähigkeit die Zukunft vorauszusehen. Er sagt, dass ein vollkommen rationales Handeln von Politikern nur möglich wäre, wenn eine genaue Angabe für Kosten und Nutzen von allen Alternativen vorhanden wäre. Häufig stehen jedoch u.a. Bündel von Massnahmen zur Verfügung, was diese Schätzung ebenfalls unmöglich macht. Er betonte auch, dass politische Massnahmen in Abhängigkeit von ständig ändernden Kontextbedingungen effektiv oder auch nicht sein kann. Darauf aufbauend entwickelte Lindblom (1979) eine Theorie politischer Entscheidungen, welche bei der Suche nach Handlungsalternativen massgeblich vom Status Quo dominiert wird. Schlug somit ein inkrementalistisches Modell vor, bei welchem die politisch möglichen Handlungsalternativen vorgezogen werden. Im Kern enthält diese Theorie 6 Elemente:
1. Nur Alternativen die nicht stark vom Status Quo (SQ) abweichen geprüft. 
2. Ziele und Massnahmen nicht systematisch auseinandergehalten. Es werden also nicht Ziele definiert und dann Massnahmen gemacht, um diese zu erreichen, sondern Massnahmen werden als Ziele betrachtet. 
3. Bekämpfung anstehender Probleme im Zentrum pol. Handelns. 
4. Trial and Error dominierende Vorgehensweise in Politik.
5. Nur Alternativen in Betracht gezogen, welche basierend auf Werthaltungen für wichtig und richtig erachtet werden. 
6. Bewertung von alternativen Vorgehensweisen erfolgt meist durch grosse Zahl von Akteuren aus deren eigenen Perspektive. 
Für ihn ist das inkrementalistische Vorgehen aus zwei Gründen dominierend:
· In der Politik geht es immer um die Verteilung beschränkter Ressourcen. Dabei ist es einfach und besser von minimalen Verschiebungen auszugehen, um Lösung zu suchen. Damit lassen sich die Umverteilungen besser abschätzen. 
· In der Verwaltung dominiert routinemässiges Verhalten. Zur Vermeidung von unnötigen Risikos sollte also nur leicht vom SQ abgewichen werden. 
Kritik kam, weil diese Theorie des Muddling Through die Mächteverhältnisse gar nicht berücksichtige. Dazu sei das Modell konservativ, weil grössere Veränderungen kaum eine Chance haben und undemokratisch, weil es die pol. Entscheidungsfindung als Aushandlungsprozess einer kleinen Gruppe von Insidern betrachte. 
Deshalb wurden Modelle entwickelt, welche Rationalismus und Inkrementalismus verbinden. Eines dieser Modelle ist das Garbage Can Model von Cohen, March und Olsen. Danach gehen Entscheide in Organisationen keineswegs in kontrollierter und linearer ablaufender Weise vonstatten. Diese werden eher willkürlich getroffen. Akteure haben widersprüchliche und sich ständig ändernde Präferenzen. Entscheidungsgelegenheiten werden daher als Mülleimer betrachtet, die in ungeordneter Weise von Akteuren mit Problemstellungen und von anderen Akteuren mit potentiellen Lösungsansätzen dafür gefüllt werden. Die unterschiedlichen Elemente des Modells (Probleme, Lösungsansätze, Entscheidungsakteure und Entscheidungssituationen) in ständiger Interaktion miteinander. Entscheidungen seien das Resultat des Zusammenwirkens verschiedener voneinander unabhängigen Ströme (streams):
1. Problemstrom. Probleme sind alle Angelegenheiten, die für Personen innerhalb wie auch ausserhalb der Organisation von Bedeutung sind. 
2. Lösungsstrom. Mögliche Lösungsansätze, welche die Antworten sind, die nach einer Frage – Probleme – Ausschau halten. Damit grundlegende Annahme, dass sich die Tragweite von Problemen erst zeigt, wenn bereits formulierte Lösungen vorliegen. 
3. Der Dritte Strom umfasst die Teilnehmer des Entscheidungsprozesses. Es wird dabei davon ausgegangen, dass die Grösse der Abweichung vom Mittelwert (Varianz) in der Teilnahme der Akteure an Entscheidungssituationen nicht primär von Inhalt der Entscheidung abhängt, sondern davon, welche anderen Verpflichtungen, Entscheide und Aufgaben sich mögliche Teilnehmen noch widmen müssen.
4. Strom der Entscheidungsgelegenheiten. Situationen, in denen es tatsächlich zu Entscheidungen kommen kann. Solche müssen in regelmässigen Abständen auftreten, da das Funktionieren von Organisationen auch von Entscheiden abhängt. 
Welche Entscheide für welche Probleme getroffen werden, ist ein Produkt des zufälligen und unvorhersehbaren Zusammentreffens der 4 Ströme zu einem bestimmten Zeitpunkt. 
Eine Zweite Theorie, welche Rationalismus und Inkrementalismus verbindet, ist das Advocacy Coalition Framework von Sabatier (1988). Dieser Ansatz beschreibt eine Entscheidung als Ergebnis von Auseinandersetzungen von Koalitionen von Akteursgruppen (Advocacy-Koalitionen).

5.4 Umsetzung

Diese Phase wird oft auch als Implementation bezeichnet. Getroffenen Entscheide bzw. die damit verbundenen Massnahmen werden umgesetzt. Diese Phase ist kaum erforscht und schlecht konzeptualisiert (Brewer, 1974). In der Implementationsphase wirkende Mechanismen tragen massgeblich zum Erfolg oder Misserfolg einer Policy bei und das diese Mechanismen nur beschränkt beeinflussbar sind. 

5.4.1 Konzeptionelle Grundlage

Die tatsächlichen Umsetzungsstrukturen und -prozesse nehmen Form an. Der Umsetzungsprozess endet mit der Entwicklung von Entscheidungen und Aktivitäten, welche sich direkt an die vorgesehen Zielgruppe richten. Produkte der Umsetzung werden als Outputs bezeichnet. Dabei kann es sich um Verfügungen, Beratungen, Subventionen, Sanktionen oder Kontrollen etc. handeln. Bei der Analyse der Umsetzungsphase wird gefragt, ob und wie die öff. Politik tatsächlich vollzogen wird und welche Wirkungen die einzelnen Umsetzungskomponenten (Akteure, Ressourcen und org. Strukturen) auf das Resultat haben. Schliess Frage nach Veränderung des ursprünglichen Politikprogrammes mit ein. Eine weitere wichtige Frage ist, welche spezifischen Implementationsprobleme die zur Anwendung kommende Politikinstrumente haben und welches die unerwünschten Nebenwirkungen dieser Instrumente sind. Es rückt die Frage nach der Konformität zwischen erwünschtem und tatsächlichem Adressatenverhalten (compliance) in den Fokus der Policy-Analyse. Die Art der Umsetzung ist massgebend für die daraus resultierende staatliche Handlung und auch für Wirkung der Politik. 
Eine entscheidende Frage ist, ob der Misserfolg einer Politik eher auf eine falsche Konzeptualisierung des Problems (Policy-Failure) oder auf Defizite bei der Umsetzung der Lösung (Implementation-Failure) zurückgeht. 

5.4.2 Modelle der Umsetzung

Drei unterschiedliche Modelle zur Umsetzung:
1. Der Uniforme Vollzug. Nationaler Vollzug ist i.d.R. uniform. Bsp. Dafür sind Zollvorschriften. Auch Vollzug durch parastaatliche Organisationen ist meist uniform. Bsp. Dafür stellt die Zuteilung von Organen dar, welche Swisstransplant im Auftrag des Bundes durchführt. Durch Transplantationsgesetz werden Organe zentral für die ganze CH aufgrund von Kriterien geeigneten Empfängern zugewiesen, nicht mehr kantonal. Damit soll sichergestellt werden, dass Organe in erster Linie aufgrund medizinischer Dringlichkeit verteilt werden. 
2. Der Variable Vollzug. Dieser charakterisiert sich durch Umsetzungsdifferenzen. Diese können dadurch zustande kommen, dass nationale Politiken lokal unterschiedliche intensiv vollzogen werden. Bspw. Sind die Kantone mit der Umsetzung der Arbeitslosenversicherung betraut. Untersuchungen haben jedoch gezeigt, dass der Vollzug sehr unterschiedlich verläuft. Einerseits wegen unterschiedlichen operativen Vorgaben der dezentralen Stellen und andererseits auch unterschiedliche Beratungs- und Vermittlungsstrategien der regionalen Arbeitsvermittlungszentren. Anderes Bsp. Ist der Vollzug der Prämienverbilligung der KK, welche sich nach dem Bundesgesetz ausrichten müssen, jedoch von Kantonen vollzogen. Ein variabler Vollzug bedeutet jedoch nicht, dass er unwirksam ist. Dieser ist Ausdruck lokaler Sachkenntnis und bietet die Möglichkeit, Politische Zielsetzung in andere Politiken einzuweben. 
3. Drittes Vollzugsmodell ist der experimentelle Vollzug. Liegt vor, wenn Vollzugsinstanzen Spielraum nutzen oder gar explizit erhalten, um im Rahmen von Pilotprojekten neue Lösungen zu erproben, für die es noch keine stabile gesetzliche Grundlage gibt. Bsp. Drogenpolitik. Darin wurde zu den drei bestehenden Pfeilern der Drogenpolitik (Repression, Prävention und Therapie) noch ein vierter Pfeiler eingesetzt. Die Schadensverminderung. Suchtbetroffenen wurde dabei Methadon gegeben, um weitere Verelendung zu vermeiden und die Lebenssituation zu stabilisieren. Reines Abstinenzprogramm wurde den Rücken zugekehrt. 
Für die Beurteilung der Umsetzung einer Politik spielt auch die Vollzugsintensität eine wichtige Rolle. Damit ist der Umfang angesprochen, mit dem Steuerungsinstrumente mit Information, Beratung, Kontrollen und Umsetzungskonzepten flankierend unterstützt werden. Drei Faktoren beeinflussen die Vollzugsintensität:
· Problemdruck, welcher in einem bestimmten Politikfeld herrscht. 
· Akzeptanz, der Akteure gegenüber der Politik. 
· (Natürliche) Gegebenheiten eines Kantons oder einer Region beeinflussen die Vollzugsintensität. In grossflächigen und sozioökonomisch vielfältigen Gebieten kann es aufwendig sein, überall gleich intensiv zu vollziehen.
Im Extremfall ist die Intensität so gering, dass von einem Vollzugsdefizit gesprochen werden muss. Dies ist der Fall, wenn im Gesetz z.B. Kontrollen vorgesehen sind, diese praktisch aber nicht umgesetzt werden. Vollzugsdefizite lassen sich aufgrund dessen in drei Gruppen aufteilen. 

5.4.3 Vollzugsdefizite

1. Praktische Vollzugsdefizite: Diese liegen vor, wenn das Gesetz zwar ausreichende Möglichkeiten für den Vollzug vorsieht, die Verwaltung aber diese nicht oder nur teilweise vollzieht. Ein möglicher Grund dafür könnte im Fehlen der Ressourcen liegen. 
2. Faktische Vollzugsdefizite: Diese können darauf zurückzuführen sein, dass der Vollzugswille in der Verwaltung fehlt oder dass der Vollzug von den Zielgruppen behindert wird. 
3. Strukturelle Vollzugsdefizite: Davon wird gesprochen, wenn das Gesetz denn Vollzugsverantwortlichen nicht ausreichend Kompetenzen einräumt oder ihnen nicht die notwendigen Instrumente gibt. Bsp. Wenn Bussen für ein Delikt so niedrig sind, dass es praktisch keine Wirkung entfaltet. Oder Mängel in der Organisation können auch dazu führen. 
4. Materielle Vollzugsdefizite: Liegen vor, wenn der technische Wandel die Bestimmung überholt hat oder wenn eine Situation eintrifft, welche der Gesetzgeber bei der Schaffung der Norm nicht berücksichtigt hat. 

5.4.4 Theorien der Implementationsforschung

Zur Erklärung von Intensität und allfälliger Defizite wurden zahlreiche Theorien entwickelt. Es gibt drei Generationen:
1. Die erste Generation war erforschend und Theorieentwickelnd.
2. Zweite Generation war stärker theoriebildend. Sie hatte zwei sich gegenüberstehende Analysemodelle. 
a. Top-down-Sichtweisen. Dies ist die Sicht von oben, also der Entscheidungsträger. Hier wird die Umsetzung des Gesetzes aus ihrer Perspektive analysiert. Diese konzentrieren sich auf eine bestimmte politische Entscheidung, deren Weg durch die verschiedenen Instanzen des Implementationsprozesses betrachtet wird. Eine entscheidende Frage dabei ist, inwiefern die Tätigkeit der mit der Umsetzung beauftragten Akteure mit Ziel und Zweck der pol. Entscheidung übereinstimmen. 
Ein viel genutzter Top-down-Ansatz ist das Framework von Sabatier und Mazmanian. Sie definieren Implementation als Raustragen einer einfachen policy-decision, normalerweise verankert in Statuten. Gemäss S&M ist es Aufgabe der Implementationsforschung, Faktoren zu identifizieren, die Erreichen der Policy-Ziele währen des gesamten Umsetzungsprozesses beeinflussen. Dabei unterscheiden sie drei Faktoren, welche diesen Prozess beeinflussen:
· Lenkbarkeit des Problems, welches durch Policy gelöst werden soll. 
· Vermögen der Policy, den Prozess erfolgreich zu strukturieren. 
· Exogene Faktoren.  
Diesen drei Hauptgruppen werden jeweils unabhängige Variablen zugeteilt, welche die abhängigen Variablen beeinflussen können. Die Variablen werden in 6 hinreichenden und notwendigen Bedingungen synthetisiert, welche für eine effektive Implementation einer öff. Politik die Grundlage bilden:
i. Die Ziele einer öff. Politik müssen klar und konsistent im Gesetz oder Programm enthalten sein. 
ii. Die Policy muss auf einer adäquat kausalen Theorie über Ursachen und Verursacher des zu lösenden gesellschaftlichen Problem beruhen. 
iii. Die Tatsächliche Wahl der Vollzugsstruktur ist zentral für eine im Sinne der Policy verlaufende Implementation und konformes Adressatenverhalten. Sie müssen also bei der Konzeptualisierung darauf achten, wie die einzelnen Elemente der Implementation sich auf das Verhalten der Implementationsakteure und Zielgruppe auswirkt.
iv. Betrifft die mit Umsetzung beauftragten Akteure. S&M akzeptieren, dass eine öff. Politik auch durch die involvierten Akteure mitgestaltet wird. Durch den grossen Ermessensspielraum müssen Ressourcen und Ziele umso klarer formuliert sein. 
v. Eine öff. Politik braucht die Unterstützung von Legislative, Exekutive, Interessengruppen und Verbände. 
vi. Dieser bezieht sich auf die exogenen Faktoren. Für eine erfolgreiche Implementation ist es notwendig, dass keine substanziellen Veränderungen der sozioökonomischen Umstände zu einer starken Schwächung der Unterstützung führt.
b. Bottom-up-Sichtweisen. Der analytische Ausgangspunkt ist die Interaktion zwischen formulierten Politik und dem institutionellen Kontext auf dem Mikro-Implementationslevel, wo lokale Verwaltungseinheiten die Umsetzung übernehmen. Dabei kommt den kontextuellen Faktoren eine tragende Rolle zu. Den pol. Entscheidungsträgern wird die Fähigkeit abgesprochen, den Implementationsprozess kontrollieren zu können. Sie gehen davon aus, dass die Umsetzung einer Politik nur nachvollzogen werden kann, wenn auch die Ziele, Aktivitäten und Strategien der Akteure auf untersten Verwaltungsebenen analysiert werden. 
Ein Bsp. Für Bottom-up-Sichtweise dient die Street-Level-Bureaucracy-Theorie. Als Ausgangspunkt der einzelnen implementierenden Akteure werden die, die an der «Verwaltungsfront» arbeiten genannt. Ihnen kommt eine tragende Rolle zu. Diese sind in direkter Interaktion mit der Bevölkerung (Lehrer, Polizisten, Sozialarbeiter und Gefängniswärter bspw.). Diese setzen eine generell-abstrakte Policy in individuell-konkreter Weise um. Die Routine der Umsetzung der Street-Level-Bureaucrats (SLB) und die Instrumente, welche sie für die Umsetzung brauchen, werden die öff. Politik, welche sie umsetzen (Lipsky, 2010). Lipskys Bottom-up-Ansatz  deutet auf einen erheblichen Machtverlust seitens der Entscheidungsträgern hin. Er unterscheidet zwischen verschiedenen Arten von Ermessensspielraum:
· Formelles Ermessen: welches den Vollzugsakteuren im Rahmen eines Handlungsprogrammes übertragen wird. Dabei wird den Akteuren Autonomie eingeräumt, um vorgegebene Regeln und Normen in Übereinstimmung mit den vorgegebenen Zielen und Inhalten einer Politik anzuwenden. 
· Informelles Ermessen: diese gehen über die Kontextintensivität hinaus. Diese hängen von versch. Faktoren ab:
· Art und Gestaltung des vorhandenen institutionellen Gerüsts. Ermessen ist nach Lipsky der Spielraum zw. den Regeln. Vorhandensein von Regeln bedeutet nicht, dass diese genügend Klar und Bestimmt sind. 
· Umgang mit materiellen und immateriellen Ressourcen. Da einige Ressource nur in beschränktem Masse vorhanden sind, reagieren SLB’s mit Anpassungsstrategien, indem sie Routinen einführen, um mit knappen Ressourcen umzugehen. (Handlungsspielraum i.S. der Vorgaben einer öff. Politik =/= Handlungsspielraum der SLB!) 
· Eigene Interpretation von Policy-Zielen. SLB bringen ihre eigenen Werte, Ziele, Strategien und pol. Präferenzen in die Umsetzung mit ein. 
3. Dritte Generation der Implementationsforschung ist eine «Hybride» Theorie, welche versucht die Kluft zwischen Top-Down- und Bottom-up-Sichtweisen zu schiessen. Bsp. Spieltheorie oder Principal-Agent-Theorie. Pülzl und Treib (2007) zeigen, dass sich die beiden Ansätze in 5 Charakteristiken unterscheiden:
a. Sie schlagen unterschiedliche Richtungen ein. 
b. «Analyseziel» der beiden Ansätze unterscheidet sich ebenfalls voneinander. Top-Down zielt eher auf die Entwicklung allgemeiner Theorien ab, während Bottom-up versuchen den Erklärungsgehalt der Interaktionen und Problemlösungsstrategien von Vollzugsakteuren v.a. durch eine möglichst akkurate Beschreibung zu erreichen. 
c. Es werden «gegensätzliche Modelle des Politikprozesses» vorausgesetzt. Top-Down beruhen auf Systemen, wie Policy-Cycle, worin der Implementationsprozess als eine eigene Phase gesehen wird, während Bottom-up argumentieren, dass Politikformulierungs- und Politikumsetzungsprozesse analytisch nicht voneinander getrennt werden können und ein ganzheitlicher Fokus auf den Politikprozess notwendig ist. 
d. Unterscheiden sich in den «Charakteristiken des Umsetzungsprozesses». Top-Down-Vertreter begreifen diesen als rein administrativen Prozess, welche inhaltlich den Absichten der Entscheidungsträgern folgt. Bottom-up-Vertreter hingegen weisen die Vorstellung eines apolitischen Implementationsprozesses zurück. Der Fokus liegt eher auf der dezentralen Problemlösung von den lokalen Arbeitern (SLB) als auf der hierarchischen Führung. 
e. Haben zwei unterschiedliche Demokratieverständnisse. Demokratiekonzept der Top-down bezeichnet sich als elitär, i.S., dass diese sich stark auf gewählte pol. Entscheidungsträger als zur Politikformulierung legitimierte Instanzen konzentrieren. Abweichung von den Zielen «von oben» gilt als Bruch des demokratischen Prinzips. Bottom-up-Vertreter halten diesem hierarchischem Demokratiekonzept entgegen, dass nicht nur pol. Entscheidungsträger sondern auch die mit Umsetzung betrauten Akteure sowie Zielgruppen ein Interesse haben, welches bei der Implementation zu berücksichtigen ist. Abweichungen sind hier nicht automatisch ein Bruch. Es besteht hier vielmehr ein partizipatorisches Demokrativerständnis, welches zu einer höheren demokratischen Out-Put-Legitimität führen kann. 
Dieses Umsetzungsverständnis betont den Umstand, dass sich die Akteure einer öff. Politik en einem kompetitiven Prozess befinden. Bsp. Die Principal-Agent-Theorie. Diese Theorie fokussiert sich auf die Beziehungen zwischen dem Auftraggeber (Principal – P) und einem Auftragnehmer (Agent – A). P delegiert A Aufgaben, wodurch P von A abhängig wird. In der Policy-Forschung werden v.a. Bez. zw. Regierung (P) & Verwaltung (A), Parlament (P) & Verwaltung (A) oder zwischen Staat (P) & Verbänden und Organisationen (A) analysiert. Danach handeln sowohl P, als auch A rational und verfolgen das Ziel, ihren Eigennutzen zu maximieren, die Präferenzen der beiden Akteure sind jedoch nicht zwangsläufig dieselben. Die Beziehung zwischen diesen zwei ist durch Informationsasymmetrie geprägt, was zu einer doppelten Unsicherheit seitens P führt. Einerseits ist P nicht im Stande, die Tätigkeiten des A vollumfänglich zu überprüfen, weil Kosten zu hoch wären. Dadurch ergibt sich das Interesse von A die Aufgabe in erster Linie nach seinen Präferenzen umzusetzen und erst in zweiter Linie nach P. 

5.5 Evaluation

Im weiteren Sinn werden unter Evaluation sämtliche Bewertungsvorgänge einer öff. Politik verstanden. Geschieht durch unterschiedliche Akteure, wie bspw. Pol. Entscheidungsträger, Interessensgruppen, aber auch durch Medien oder Bürger. In diesem Sinne können Evaluationen ideologisch gefärbt sein und müssen keinen obj. Kriterien genügen. 
Im engeren Sinn steht der Begriff für nachträgliche wissenschaftliche und empirisch gestützte Beurteilung der Konzeption, der Umsetzung und der Wirksamkeit staatlicher Massnahmen: «Bei Evaluation handelt es sich um empirische Studien, welche die Planung, die Umsetzung und/oder die Wirkungen von pol. Massnahmen, die bereits in Kraft sind, mit wissenschaftlichen Methoden und nach transparenten Kriterien bewerten. Sie wollen Kausalzusammenhänge zw. Wirkungen und Massnahmen darstellen. Sie geben somit auch immer Hinweise auf Ursachen von Erfolg und Misserfolg staatlicher Massnahmen. Sie bilden Grundlage für Optimierungen und geben auch Hinweise auf aussagekräftige Indikatoren […].» 
Neben der Evaluation stehen auch andere Instrumente zur Wirkungsprüfung zur Verfügung. Es gibt (ex ante) Analyse, Controlling und Monitoring. 
· Controlling: Dies lässt sich als zielorientiertes, die Führung unterstützendes Steuerungsinstrument definieren. Das Ergebnis ist ein permanentes und umfassendes System der Leistungs- und der Wirkungsbeurteilung. 


· Monitoring: Dies meint die laufende und systematische Sammlung von Informationen über den Umfang und Richtung der Veränderung im interessierenden Handlungs- und Politikfeld. Sein Zweck ist Probleme zu erkennen und festzustellen, ob es sich in erwünschte oder unerwünschte Richtung entwickelt. Verzichtet auf Nachweis von Wirkungszusammenhängen, nicht so wie Controlling. Es sind keine Beurteilungskriterien notwendig, da es nur beobachtet. 

5.5.1 Konzeptionelle Grundlagen

Welche Wirkungen erzielt wurde und ob gewünschtem Sinn wirksam war, wird anhand von drei Bewertungsgrössen definiert:
1. Mit dem Output werden die erbrachten Leistungen und insb. die Frage untersucht, ob staatliche Leistung den Vorgaben aus pol. Programm in angemessener und effizienter Weise erbracht worden sind.
2. Mit Outcome werden bei Politikadressaten beobachteten Verhaltensänderungen beschrieben. Es gilt zu untersuchen, ob die Verhaltensänderungen tatsächlich auf Policy-Outputs oder auf andere Faktoren zurückzuführen sind. Auch gilt zu untersuchen, ob neben den erwünschten Änderungen noch andere unerwünschte Veränderungen sichtbar sind. 
3. Kann der gesamte Impact einer Policy evaluiert werden. Dabei wird nach dem Problemlösungsbeitrag der öff. Politik gefragt. Die Impact-Evaluation soll also die Gesamtheit der Veränderungen des gesellschaftlichen Problems, die sich auf die öff. Politik zurückführen lassen, eruieren. 
Evaluationen können ganz unterschiedliche Ziele verfolgen:
· Sie können helfen Rechenschaft abzulegen («Summative Evaluation»). Durch die Beobachtung eines Projekts/Massnahme und deren Wirkung gewinnt man auch Informationen, ob sich das Vorhaben grds. Bewährt hat. Diese Infos sind v.a. für BR/Parl. Von Interesse, da diese Organe über Weiterführung eines Projekts oder Übertragung in anderen Kontext entscheiden müssen. 
· Zweck, die Abwicklung und die Ausrichtung eines Projekts oder einer Massnhame zu verbessern («Formative Evaluation»). Diese sammeln entscheidungsrelevante Daten für die direkt involvierten Akteure. Es soll bspw. festgestellt werden, ob Zielgruppe erreicht wurde, welche Bedürfnisse Zielgruppe hat, wie die Akzeptanz der Massnahme ist und ob Programm effektiv und effizient umgesetzt werden kann. 
· Evaluationen können auch eher wissenschaftliche Ziele verfolgen und vor diesem Hintergrund nach Zusammenhängen zw. pol. Interventionen und Veränderungen in der Gesellschaft und der Umwelt fragen. 
· Zahl der Evaluationen, die in erster Linie taktische Zielsetzungen haben, nicht unterschätzen. Ist der Fall, wenn Ergebnisse von Evaluationen nur verwendet werden, um Entscheidungen zu legitimieren. Ist «schick» geworden Evaluationen durchführen zu lassen, rein symbolisch, ohne Ergebnisse verwerten zu wollen («taktischer Zweck»), lässt sich aber nicht mit eigentlichem Sinn von Evaluationen vereinen. 
Die Evaluation hat ihre Wurzeln in der Rechnungslegung (Accountability), in der Sozialwissenschaft (Social Inquiry) und in der Erkenntnistheorie (Epistemology). Diese Ansätze haben sich mit der Zeit ineinander verästelt, wobei sich drei «Äste» herausgebildet haben. 
· Der Methodenast stellt die methodische Stringenz (Stimmigkeit) ins Zentrum der Aufmerksamkeit. 
· Der zweite Ast stellt die Orientierung am Nutzen einer Untersuchung ins Zentrum. Evaluationen sollen so durchgeführt werden, dass die Ergebnisse Verwendung in der Politikgestaltung finden. Die Nutzer einer Evaluation sollen von Anfang an in die wichtigsten Entscheidungen des Evaluationsprozesses eingebunden werden. Die eigentliche Durchführung obliegt dann jedoch den Evaluierenden, deren Glaubwürdigkeit und Integrität von der Qualität der Bewältigung dieser Kommunikationsaufgabe abhängt. 
· Beim Dritten Ast steht die Bewertung im Zentrum. Evaluationen stellen stets bewertende Urteile dar. Erst durch die Offenlegung der verwendeten Kriterien, werden die Beurteilungen Nachvollziehbar. Transparente Beurteilungskriterien und -verfahren sind daher wesentliche Bestimmungsmerkmale von Evaluationen. Für Scriven besteht die Hauptaufgabe darin, Bewertungen vorzunehmen. Gemäss Sager und Hinterleitner (2014) lassen sich folgende Evaluationskriterien unterscheiden:
· Programmkonzepte werden einerseits nach empirischer Evidenz, also ihrer wissenschaftlichen Abstützung untersucht. Zudem wird die Kohärenz des Programmkonzepts selbst (Intrapolicy-Kohärenz) als auch in Bezug auf andere pol. Massnahmen (Interpolicy-Kohärenz) beurteilt.
· Die Umsetzungsorganisation wird auf ihre Eignung für den Vollzug überprüft. Themen können Know-how, Erfahrung oder zeitliche/materielle Ressourcen sein. Mit dem Kriterium «Nachhaltigkeit» wird untersucht, ob die Umsetzungsorg. institutionell verankert ist und eine Finanzierungssicherheit in Bezug auf nötige Aufgabenerfüllung besteht, um auch zukünftiges Politikkonzept zu sichern.
· Beim Output werden die Angemessenheit der Leistungen und ihre Effizienz bei der Herstellung der Leistung bewertet. Die Angemessenheit untersucht, ob Leistungen in Art, Umfang und Qualität den Vorgaben des Konzepts entspricht. Effizienz misst, ob Ressourcen und Leistungen in angemessenen Verhältnis zueinander stehen. 
· Outcome werden die Effektivität und die wirkungsbezogene Effizienz betrachtet. Es gilt abzuklären, ob Adressaten eine Verhaltensänderung zeigen, die vom Konzept angestrebt war. Mit wirkungsbezogenen Effizienz wird Verhältnis vom Ressourceneinsatz und erzielten Verhaltensänderungen beurteilt. Frage auch, Ressourcenschonendere Möglichkeit bestanden. 
· Bei Impacts geht es darum zu beurteilen, wie wirksam und effizient eine Massnahme war. Die Wirksamkeit des Impacts misst den Grad der Übereinstimmung zw. beabsichtigten und tatsächlich eingetretenen Wirkungen. Wirkungsbezogene Effizienz des Impacts bewertet das Verhältnis von eingesetzten Ressourcen und eingetretenen Wirkungen der Politik. 
Praxis zeigt, dass v.a. die Umsetzung und Outcomes evaluiert werden. Dabei stehen die Kriterien Eignung, Angemessenheit und Wirksamkeit im Zentrum. Impact und Effizienz werden eher selten untersucht. Problem dabei ist, dass sich Wirkungen oft nicht zuverlässig bestimmen lassen. Politische Programme sind meist so angelegt, dass Interventionen auf verschiedene Ebenen gemeinsam wirken. Dazu stehen sie auch im Kontext sich laufend verändernder Umfeldfaktoren. Zusammenhang zwischen Intervention und Entwicklung des gesellschaftlichen Problems ist daher kaum wissenschaftlich zuverlässig zu belegen, da auch ändernde Umfeldfaktoren ein Problem lösen können. 

5.6 Terminierung oder Weiterführung der Politik

An Evaluation anschliessend ist die Frage, ob eine öff. Politik beendet oder weitergeführt wird. Eine Beendigung kann Resultat von positiver und negativer Evaluationsergebnisse sein. Viel häufiger wird eine Politik weitergeführt, als beendet. Die Termination ist zwar eine naheliegende Konsequenz, wenn ein Problem gelöst wurde, jedoch ist die Lösung oft nicht objektiv feststellbar. Es gibt auch eine Tendenz dahin, dass Politiken trotz Nichterreichens oder nur beschränktem Erreichen weitergeführt werden. Möglich ist aber auch, dass die Terminierung von Politiken durch Pfadabhängigkeiten und pol. Erbschaften erschwert wird. Es kommt faktisch äusserst selten zum Abbruch einer öff. Politik. Viel mehr werden durch Evaluationen neue Erkenntnisse gewonnen und Vorschläge eingebracht, die zu einer Rekonzeptualisierung führen können. Studien haben gezeigt, dass v.a. in bürokratischen Organisationen sehr schwierig ist, frühere Entscheidungen infrage zu stellen. Es erwies sich als viel einfacher Politiken zu optimieren und weiterzuführen. 

5.6.1 Konzeptionelle Grundlagen

Bauer (2009; 2006) ist einer der wenigen, der sich mit der systematischen Politikbeendigung befasst hat. Er bemängelt, dass nur wenige empirische, geschweige denn theoretische Beiträge existieren, die sich damit auseinandersetzen. Er unterscheidet «Beendigungsobjekt» und «Beendigungsintensität». 
· Beendigungsobjekt: Dies können Leistungen, Instrumente, Programme, Politikziele oder Staatsaufgaben sein. 
· Leistung: Darunter versteht er bspw. «die Festlegung bestimmter Transferzahlungshöhen oder Grenzwerte, die über Subventionsausschüttung bzw. Steuervergünstigungen entscheiden». Leistungen sind einfacher zu beenden, als die anderen. 
· Instrument: Dies können staatliche Sach- oder Dienstleistungen . ein Finanztransfer oder eine sonstige Regulierungseinheit sein. (Mehrere Instrumente = Programm; Mehrere Programme = Politikziel.) 
· Beendigungsintensität: dabei unterscheidet er zwischen Status Quo (SQ), Ersetzen, Abbau und Beseitigung. Diese Kategorie soll den zu erwartenden Widerstand betroffener Akteure zum Ausdruck bringen. Betroffene Akteure sind diejenigen, die von einer staatlichen Leistung bzw. deren Bereitstellung als Begünstigte, Produzenten oder administrative und politische Advokaten profitieren. 
Den Klientelwiderstand beschreibt er als zentralen Faktor, den es zu berücksichtigen gilt, um die Seltenheit von Terminierungen zu verstehen. Abbildung auf S. 159!!
Es gibt zwar fast keine Studien, welche sich analytische mit Beendigung auseinandergesetzt haben, aber es gibt welche, die sich mit Programmen beschäftigte, welche von vornherein zeitliche begrenzt waren (Sunset Legislation [SL]). Sunset Legislation steht als Begriff für befristete Gesetze und kommt in verschiedenen Ausprägungen vor. Ursprünglich handelt es sich um ein Instrument der Verwaltungskontrolle. In der CH kam v.a. in der Wirtschaft auf, dass man befristete Subventionen vergab. Diese befristeten Subventionen findet man in fast allen Politikbereichen. Mit der geplanten Beendigung lassen sich zwar Auseinandersetzungen nicht ganz verhindern, jedoch nachhaltig verringern. Oftmals lassen sich die erwarteten Vorteile von gesetzlichen Bestimmungen im politischen Alltag nicht realisieren. Akteure mit pol. und materiellem Interesse an konkreten Regulierungsmassnahmen wie Lobbyisten, Fachbehörden und Empfänger staatlicher Unterstützungsleistungen scheinen mit ihren konkreten Anliegen vielfach erfolgreicher zu agieren als die Vertretungen von Deregulierung und Bürokratieabbau. Zudem birgt SL die Gefahr, dass die periodische Auseinandersetzung um die gesetzlichen Grundlagen nicht zum Staatsabbau, sondern sogar zum Staatsausbau führt, weil Parlament neue Windows of Opportunity zur Befriedigung der Anliegen der Wählerschaft öffnen. 

5.7 Kritische Würdigung des Policy Cycle

Es wurden verschiedene Schwächen kritisiert:
· Kritik daran, dass das Modell nicht von Kausalannahmen ausgeht und somit keine Grundlage für das Testen von empirischen Hypothesen bietet. Das Modell könne keinen Übergang von einer Phase zur nächsten erklären, weil es keine identifizierbaren Faktoren benennt, die den Politikprozess vorantreiben. 
· Es gibt eine «deskriptive Ungenauigkeit» des Modells. Die Phasen lassen sich nicht immer trennen. Überhaupt laufe der Politikprozess kaum in logisch verknüpften Phasen ab. Die Phasen beeinflussen sich zeitlich und gegenseitig. Politikgestaltung ist kein linearer Prozess, bei dem eine Phase abgeschlossen wird, damit die nächste beginnen kann. Politikinhalte entwickeln sich in mehreren Zyklen, welche zeitlich parallel ablaufen, verschiedene Politische Ebenen erfassen und sich gegenseitig beeinflussen. 
· Das Modell legt das Hauptaugenmerk auf die Absicht des Gesetzgebers. Dadurch werden andere wichtigen Akteure des Politikprozesses, wie z.B. SLB’s vernachlässigt. 
· Ausklammerung der Abhängigkeiten zwischen unterschiedlichen Politiken wird kritisiert. Verengung der Betrachtung lässt Wechselwirkungen, zwischen Politiken, unberücksichtigt. 
Trotz der Kritik ist das Modell leicht verständlich und bietet einen guten Einstieg in die Analyse der komplexen Zusammenhänge der Politikgestaltung. Die Phasenaufteilung ermöglich, die Komplexität und die Heterogenität der Politikgestaltung so aufzuteilen, dass sie der Forschung leichter zugänglich ist. Allgemein wurde kritisiert, dass die strikte Linearität und die Tatsache, dass der Komplexität der Interaktion pol. Akteure, Prozesse und Institutionen zu wenig Rechnung getragen wird. 

6. Theorien des Politikprozesses: die Erklärung von Politikwandel

Die Untersuchung der tatsächlichen Entwicklung von Policies in einem bestimmten Politikfeld bedarf mit anderen Worten spezifischer theoretischer Annahmen darüber, wann ein Politikwandel (Policy Change) stattfindet. Unterschieden wird oftmals zwischen Minor Policy Change, der relativ häufig stattfindenden Veränderung öff. Politiken, und Major Policy Change, die auf einen grossen Politikwandel im Sinne eines Paradigmenwechsels hindeutet. Diese sind selten und manifestiert sich bspw. daran, dass ein gesamt neues Gesetz für en zuvor nicht reguliertes Phänomen entworfen wird oder anhand einer tief greifenden Reform gänzlich neue institutionelle Strukturen entstehen. 

6.1 Der Multiple-Streams-Ansatz

Kingdon (1984) erkannte ein grundsätzliches Problem des zyklischen Stufenmodells darin, dass nicht davon ausgegangen werden kann, dass Politikprozessphasen in solcher Weise aufeinanderfolgen. Auch bei ihm gibt es die Idee verschiedener Etappen. Er orientiert sich in der Ursprungsform am Agenda Setting, also die Frage, warum manche Themen auf die pol. Agenda kommen und andere nicht. Dabei nimmt er eindeutig eine Prozessperspektive ein, indem er nach den «Prozessen» fragt, die zu Veränderungen der politischen Agenda führen. Kingdons Ansatz vereint 5 strukturelle Kernelemente, die erste drei sind grundsätzlich unabhängig voneinander:
1. Problemstrom (Problem Stream) 
2. Lösungsstrom (Policy Stream)
3. Prozessstrom (Political Stream)
Das Zusammentreffen dieser Ströme erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass ein gesellschaftliches Problem auf die pol. Entscheidungsagenda gelangt und einen Politikwandel initiiert. Als «Gefäss» für dieser drei Ströme dienen sogenannte Policy Windows (Windows of Opportunity). Damit werden Situationen erhöhter Kontingenz beschrieben, die für Verfechter bestimmter politischer Vorstösse eine Gelegenheit darstellen, ihre Lösungsansätze bekannt oder auf bestehende Probleme aufmerksam zu machen. Er definiert die Essenz eines Policy Windows so: «A Situation where a problem is recognized, a solution ist developed and available in the policy community, a political change makes the right time for policy change». Ein solches Gelegenheitsfenster kann in allen drei Bereichen auftreten. Ein zentraler Akteur, der Policy Windows (PW) sowie das Zusammentreffen der drei Ströme erkennt und damit einen möglichen Politikwandel voranbringt, ist der Policy Entrepreneur. Kann ein Politiker, Bürokrat Lobbyist oder sonstiger Interessensvertreter sein, der Zugang zu relevanten Arenen des Politikprozesses hat. Erfolgreiche Policy Entrepreneurs zeichnen sich insb. durch guten Zugang zu pol. Entscheidungsträgern, bedeutende Ressourcen und Kapazitäten zur Durchsetzung ihrer Anliegen, pol. Verbindungen und grosses Verhandlungsgeschick sowie beharrliches Eintreten für ihre Position aus. Sie sind nicht nur aktiv, wenn sich ein Gelegenheitsfenster öffnet, sondern in ständiger und anhaltender Art und Weise darum bemüht, das Pol. Klima für ihre Anliegen empfänglich zu machen. Ein solches Gelegenheitsfenster bietet stark erhöhte Chancen ein Thema auf die Agenda zu bringen. Dabei kann dieser Akteur als grds. von Eigennutzen getrieben dargestellt werden. 
Dieser Multiple-Streams-Ansatz wurde jedoch auch oft kritisiert. 
· Infragestellen der Unabhängigkeit der verschiedenen Ströme. Es ist fraglich, ob Prozess- und Lösungsstrom voneinander unabhängig sind. (Kingdon relativiert die Unabhängigkeit indem er sagt, dass es manchmal andere Verbindungen zwischen den Strömen gibt, als nur das PW, jedoch hält er grds. an der Trennung der Ströme fest. 
· Auch wurde die Interdependenz des Problem- und Lösungsstroms kritisiert.
· Ein nächster Kritikpunkt bezieht sich auf die Schwierigkeit, politische Institutionen explizit in den Multiple-Streams-Ansatz (MSA) einzubinden und davon überprüfbare Hypothesen abzuleiten. Institutionen werden dabei meist als formelle oder informelle Gebilde von Normen und Werten verstanden, die den Politikprozess behindern oder beschleunigen. Institutionen haben somit einen grossen Einfluss auf das Funktionieren vom MLS. Weder die drei Ströme oder andere Elemente bilden jedoch direkt Institutionen ab, deshalb wurde versucht Kingdons Ansatz mit Institutionen zu ergänzen. Kammermann (2016) bspw. geht so vor, dass er den Dezentralisierungsgrad bei der Vergabe von Wasserkraftkonzessionen als zusätzliche Komponente beim Zusammenfluss der drei Ströme erwägt, um pol. Förderung von Wasserkraft in CH zu erklären. 
· Weiterer Kritikpunkt ist die Annahme der Gleichschaltung vom Agenda Setting mit späteren Phasen des Politikprozesses. Die 5 Elemente des MLS werden dabei für Erklärung des Agenda Setting und für Erklärung des Politikwandels gebraucht. Es handelt sich jedoch unbestritten um zwei unterschiedliche Phasen, weshalb viele den MLS erweitern wollten. So wurde vorgeschlagen, dass die Integration eines Zweiten Zusammentreffens der Ströme nach der Phase des Agenda Settings stattfindet. Beide Zusammentreffen würden also ein «Entscheidfenster» geöffnet. In diesem zweiten Fenster würden die drei Ströme erneut unter dem Trieb des Policy Entrepreneurs aufeinander treffen. Hier würde jedoch von den Stimmberechtigten Akteuren über die finale Politik entschieden, die später implementiert wird. Die entscheidende Frage wäre somit also, ob ein Policy Entrepreneur die erforderliche Mehrheit im Parlament erreicht, um einen Politikwandel zu erreichen. Durch die Parlamentarische Absegnung würde auch die demokratische Legitimation des Outputs gesteigert werden (Beschriebene Ergänzungen in Abb. 11, S. 172). Howlett et al. (2015) gehen noch weiter und fügen einen 4. und 5. Strom hinzu. Der vierte Strom ist erneut eine Art Prozessstrom, in welchem mehrere entscheidreife Optionen gegeneinander abgewogen werden. Der fünfte Strom ist ein Programmstrom, der verschiedene Optionen zur Lösung eines Problems zu kalibrieren und mit bereits bestehenden Regulierungen abzustimmen. Vorteile solcher erweiterten MLS’s sind, dass damit auch subtilere und komplexere Aspekte von Politikprozessen erfasst werden können. Ergänzungen sind grds. erwünscht, jedoch wird auch davon gewarnt, zu viele neue Elemente hinzuzufügen, da sonst die Effektivität vermindert wird. 
Der MLS eignet sich insb. zur Erklärung von Momenten der Weichenstellung und grundlegenden Veränderungen der pol. Agenda in spezifischen Politikfeldern. Die Stärke wie auch zugleich die grosse Herausforderung von Kingdons Ansatz ist die Möglichkeit systematischer Einbindung sowohl der Akteurskonstellationen, deren Handlungsstrategien und -optionen wie auch die Problemwahrnehmungen und vorhandenen Lösungsansätze in einem Politikfeld. 

6.2 Das Advocacy Coalition Framework (ACF)

Dieses ist primär als analytischer Rahmen zu verstehen. Das ACF versucht, wie andere Politikprozesstheorien auch, die grosse Komplexität sozialer, gesellschaftlicher und politischer Systeme zu vereinfachen, um die verschiedenen Einflussfaktoren für Politikwandel zu identifizieren und zu verstehen. Bsp. für Faktoren, wie Politikwandel auslösen können sind nach Sabatier: Policy-orientiertes Lernen und Veränderungen der Glaubenssysteme und Überzeugungen, getroffene Abmachungen zwischen Mitglieder rivalisierender Koalitionen oder auch strategische Aktionen von Koalitionsmitgliedern nach einem Schock oder einem grösseren externen Ereignis. 
Aus dem AFC werden mehrere Hypothesen zu Advokativ-Koalitionen, Politikwandel und Policy-orientiertes Lernen abgeleitet. Diese sind sehr allgemein formuliert, z.T. sind sie gar nie getestet worden oder müssen noch weiterentwickelt werden. In der Form von Sabatier und Jenkins-Smith (1993) beruht das ACF auf drei grundlegenden Prämissen:
1. Zum Verständnis von Prozessen von Politikwandel ist eine Langzeitperspektive (nach ihnen 10 J.) notwendig. 
2. Der systematische Zugang zur Erklärung von Politikwandel soll idealerweise über die Fokussierung auf sogenannte Policy-Subsysteme geschehen. Diese betrachten, um Wandel in einem Politikfeld zu erklären.  
3. Öff. Politiken bzw. einzelne Politikprogramme können als Übersetzung von Glaubenssystemen, typischerweise der dominanten Koalition, konzeptualisiert werden, während minoritäre Koalitionen weiterhin versuchen, auch ihre Glaubenssysteme in Politiken übersetzt zu sehen. 
Der Hauptfokus des ACF liegt also darauf, Policy-Interessierten Forschern ein «Werkzeug» oder einen «Rahmen» zu bieten, um Koalitionsentstehung und -entwicklung, Policy-Lernen und Policy-Wandel zu verstehen. ACF sieht Politikprozess als Wettbewerb sich gegenüberstehender Advokativkoalitionen, in dem sich deren Mitglieder in einer Debatte über ihre Glaubenssysteme engagieren, die zu Policy-Lernen führen kann, aber nicht muss. Policy-Subsysteme haben eine funktional-substanzielle Dimension und eine territoriale Dimension. Subsysteme werden auch dadurch definiert, welche Akteure an diesen teilnehmen und wie sie interagieren. Die Grenzen des Subsystems sind stark interpretationsbedürftig. Diese können durch zwei Aspekte konkretisiert werden: 
· Kriterium, ob die Akteure die Entscheidungsprozesse in Subsystemen tatsächlich beeinflussen. 
· Langzeitperspektive dient als Abgrenzungskriterium, um reife (mature) von sich in der Entstehung befindenden (nascent) Subsystemen zu unterscheiden. Reif ist ein Subsystem nach etwa 7-10 Jahren. 
Nach dem ACF verfügen Menschen über begrenzte Rationalität und eingeschränkte Fähigkeit zur Reizverarbeitung. Unter diesen Annahmen werden Beliefs als kausale Treiber pol. Verhaltens identifiziert. Innerhalb der Subsysteme agieren konkurrierende Akteurskoalitionen, welche ein gemeinsames Glaubenssystem (Belief Systems) teilen. Glaubenssysteme bestehen aus drei Klassen:
1. Deep Core Beliefs: Diese betreffen den substanziellen Kern einer Überzeugung, die einer Veränderung nur sehr schwer oder, je nach Individuum, gar nicht zugänglich ist. Sie betreffen grundlegende normative Annahmen, wie bspw. Freiheit und Gleichheit. 
2. Policy Core Beliefs: Diese stellen die Umwandlung von Elementen der Deep Core Beliefs auf den Kontext eines spezifischen Subsystems dar. Diese leiten das strategische Vorgehen einer Akteurskoalition hinsichtlich der zur Diskussion stehenden Problematiken und Policies innerhalb eines Subsystems. 
3. Secondary Beliefs: Diese umschliessen nicht die Grundfragen des Subsystems, sondern beziehen sich auf einzelne, zu Debatte stehende Aspekte. 
Einzelne Akteure formen Allianzen, die sich insb. um gemeinsame Policy Core Beliefs bilden. Herrscht dazu zwischen diesen Akteuren ein gewisser Grad an Koordination, kann man sie als Advokatskoalitionen bezeichnen. Nicht jeder Akteur innerhalb eines Subsystems ist ein Mitglied einer solchen Koalition. Daneben wird auch die Rolle von sogenannten Policy Broker betont. Sie treten als Mediatoren auf, indem sie das Ziel verfolgen, Konflikte zwischen Advokatskoalitionen in Grenzen zu halten und einen Prozess der Lösungs- und Kompromisssuche einzuleiten. 
Das Broker-Konzept ist von dem Policy-Entrepreneur-Konzept abzugrenzen. Letzteres sieht nämlich Eigeninteresse als wichtigen Antrieb. Ausschlaggebend für die Eignung als Mediator, ist der Wille, das Konfliktniveau zu reduzieren und Entscheidungen dauerhaft zu vermitteln. 
Das AFC interessiert sich auf zwei Ebenen für die Erklärung von Politikwandel. Es wird zw. Minor und Major Policy Change unterschieden. Letzterer vollzieht sich über ein Jahrzehnt oder mehr. Das Verhalten der Akteure in Policy-Subsystemen wird von zwei Gruppen exogener Faktoren beeinflusst:

1. Für die Gruppe der relativ stabilen Systemparameter wird angenommen, dass die sich über eine Zeitspanne von ~10 Jahren grds. nicht verändern. Sie legen nicht nur Ressourcen, sondern auch Restriktionen fest, welchen die Akteure der Subsysteme unterliegen und an welchen sie sich orientieren müssen.
2. Die zweite Gruppe ist von grösserer Dynamik geprägt. Es ist viel wahrscheinlicher, dass sich sozioökonomische Kontextbedingungen oder pol. Mehrheitsverhältnisse in dieser Zeitspanne verändern. Diese Gruppe kann also substanziellen Einfluss auf die Akteure haben. Sie sind somit entscheidend für Auftreten grundlegenden Politikwandels. 
In Ursprünglicher Form postuliert das AFC die Annahme, dass Veränderungen von mind. einem dieser dynamischen Faktoren eine notwendige Bedingung für Politikwandel sind. Es braucht also einen exogenen Schock, um einen Politikwandel hervorzurufen. Ein Minor Policy Change ist hingegen oft Resultat von etwas, dass als Konzept des Policy-orientierten Lernens beschrieben wird. Dieses wird wie folgt definiert: «Dieser Begriff bezieht sich auf relativ andauernde Veränderung von Denken und Verhaltensweisen welches von Erfahrung und oder neuen Informationen resultiert und welche die Erreichung oder Revision von Policy-Objekten betreffen.» Policy-orientiertes Lernen ist v.a. auf der Ebene der Secondary Beliefs wahrscheinlich, da die ersten beiden Beliefs relativ hartnäckig sind. Neuere Überarbeitungen des AFC zeigen neue Pfade für Politikwandel auf:
· Auch innere Schocks Veränderungen auslösen.
· Es wird auf die Möglichkeit von Politikwandel durch zw. konkurrierenden Advokatskoalitionen ausgehandelten Vereinbarungen verwiesen. 
Der Fokus zur Erklärung für Politikwandel bleibt jedoch auf der Identifizierung exogener Schocks und Policy-orientierter Lernprozesse. AFC operiert auf einem sehr hohen Abstraktionsgrad. Dabei steht nicht die Erklärung eines spezifischen empirischen Problems, sondern die Bereitstellung eines allg. Instrumentariums zur Analyse hochkomplexer Prozesse politischen Wandels über mehrere Jahre/Jahrzehnte, welches auf unterschiedliche Politikfelder anwendbar ist. Mehrfache Kritik erhielt das AFC, weil es nicht genügend auf Institutionen und das eigentliche Politische System eingeht. 

6.3 Neoinstitutionalistische Theorien: «Bringing the state back in» 

Diese Theorien widmen sich wieder vermehrt den Institutionen. Politische Institutionen als anerkannte Regelsysteme politischer Willensbildung und Willensumsetzung werden grds. gleich definiert als: «Formelle Regeln, übereinstimmende Prozeduren and standardisierte Praktiken, welche die Beziehung zwischen Individuen in verschiedenen Einheiten im Staat und Wirtschaft.» Sie stellen somit einen Kontext dar, indem sich Akteure bewegen, der die Beziehung zw. den Akteuren in Verhandlungs- und Entscheidungsprozessen strukturiert und somit auch die Machtverteilung zwischen pol. Akteuren determiniert. Weil Handeln und Handlungsspielraum der Akteure begrenzt wird, sind Institutionen ein fundamentaler Faktor für die Untersuchung pol. Wandels. Es werden drei Schulen identifiziert, welche von unterschiedlichen Annahmen ausgehen.

6.3.1 Rational-Choice-Institutionalismus

Dieser Theorie liegt eine deduktive Theorie der funktionalistischen ökonomischen Schule zugrunde. Institutionen werden dabei als freiwillige Arrangements aufgefasst, welche aus wiederholter Interaktion mehrerer Individuen resultieren, um bei Kollektiven Aktionen die Erwartungssicherheit zu garantieren. Dieser Ansatz argumentiert, dass Institutionen bewusst gebildet werden, um Interessen der Mitglieder zu dienen. Institutioneller Wandel erfolgt also, wenn es neue Präferenzen gibt, welche die alten nicht mehr erfüllen können. 
Diese Theorie wird kritisiert, weil sie die Rationalität von Individuen überschätzen würde und die beobachtete starke Stabilität der Institutionen nicht erklären kann. 
Ein bekannter Ansatz innerhalb dieser Theorie ist die Vetospieler-Theorie von Tsebelis (2002). Dabei sind Vetospieler individuelle oder kollektive Akteure, deren Zustimmung notwendig ist, um einen Politikwandel zu erreichen. 
Je mehr Institutionen es gibt, welche Akteuren ein Veto verschaffen, desto kleiner wird der Handlungsspielraum der Regierung und die Durchsetzungschancen grundlegender Politikreformen sinken. 
Ein weiterer Ansatz innerhalb des RCI ist der akteurzentrierte Institutionalismus (AZI). Dieser dient weniger als hypothesengenerierende Theorie als die von Tsebelis. Der AZI versucht akteurzentrierte, handlungstheoretische Paradigmen mit institutionenzentrierten oder strukturalistischen Herangehensweisen zusammenzufassen und zu vereinbaren. Die Autoren argumentieren, dass Akteure weder lediglich kulturellen Normen oder institutionellen Regeln folgen (akteurzentriertes Paradigma) noch die verfolgten Ziele und Interessen immer die gleichen sind (institutionenzentriertes Paradigma). Verschiedene Akteure reagieren unterschiedliche auf Einflüsse von aussen. Nicht nur weil sie nicht dieselben Wahrnehmungen und Präferenzen haben, sondern auch, weil diese stark vom institutionellem Kontext beeinflusst werden indem die Akteure interagieren. 

6.3.2 Soziologischer Institutionalismus

Dieser Ansatz geht von limitierter Rationalität der Individuen aus und argumentiert, dass kulturelle Werde, soziale Normen, Symbole und Gewohnheiten die Handlungskapazitäten von Individuen begrenzen. Institutionen werden dabei weniger eng gefasst und bezeichnen auch moralische Werte und dienen dazu, das Verhalten von Individuen zu erklären. Sie entstehen dadurch, dass sie sich durch Individuen, Gruppen und Organisationen reproduzieren, indem sie die Weltsicht von Akteuren beeinflussen, die dann aus mehreren Möglichkeiten eine neuen Referenzrahmen wählen oder den alten verstärken. Institutionen müssen also als kulturspezifische Praktiken im jeweiligen Kontext betrachtet werden. Dieser Ansatz hilft also, soziales Handeln, Einstellungen und Rollen durch Institutionen zu erklären. 

6.3.3 Historischer Institutionalismus

Danach sind Institutionen formelle und informelle Prozesse, soziale Routinen oder juristische Normen, die ein pol. System strukturieren und den Zugang zu Entscheiden definieren. Entstehen aus bestehenden Institutionen und haben eine stabilisierende Funktion. Institutioneller Wandel ist demnach selten und nur in bestimmten institutionellen Konstellationen möglich. 
Gemäss dem Konzept der Pfadabhängigkeit sind pol. Entscheide beeinflusst durch institutionelle Regelsysteme, die in der Vergangenheit entstanden sind. Politische Akteure können die Pfade nicht einfach verlassen und neue Regelsysteme einführen (The past influences the future). Grund  dafür sind positive Feedbacks. Die Abschaffung oder grundlegende Veränderung von Institutionen verursacht sehr hohe Kosten, während gleichzeitig jedoch eine etablierte komplexe Institution besteht, welche eine gewisse Erwartungssicherheit bietet. Bei Institutionen lassen sich drei Arten von positiven Rückkoppelungen identifizieren. 
1. Lerneffekte: Bedeutet, dass Institutionen zum einen das Denken von Individuen prägen und zum anderen Individuen durch ihr Handeln Institutionen beeinflussen, «Pfadverstärkende Wechselwirkung». 
2. Koordinationseffekte: Positive Rückkoppelungen aufgrund dieser Effekte entstehen durch die Funktion von Institutionen, Interaktionen zwischen Individuen zu gestalten/koordinieren. «Sie erzeugen ‘Kompatibilität’ bei Interaktionen, indem sie den Kommunikationsaspekt menschlichen Handeln in der Gesellschaft ‘standardisieren’.». Es müsse im Interesse von jedem Einzelnen liegen, sich an die Institutionen zu halten, da sie die Interaktion mit anderen erleichtert. 
3. Komplementarität von Institutionen: Neue Institutionen müssen mit den alten kompatibel sein. Folge davon ist, dass «die historisch gewachsene institutionelle Struktur einer Gemeinschaft zu jedem gegebenen Zeitpunkt die Möglichkeit von Innovationen beschränkt.
Dieser Rückkoppelung entspricht auch das Trägheitsargument (Inertia), welches dem historischen Institutionalismus angehört. 
Demnach beinhalten Institutionen selbsterhaltende organisationale Mechanismen oder entwickeln, die einem Wandel mit zunehmender Zeit zunehmend unwahrscheinlich werden lassen.

6.4 Der lerntheoretische Ansatz von Peter Hall

1989 entwickelte er aus dem Keynesianismus einen lerntheoretischen Ansatz zur Erklärung von Policy Change aus einer konkret empirischen Problemstellung heraus. Er bediente sich dem Keynesianismus aus zwei Gründen:
· Keynes lässt sich in seinem einflussreichen ökonomischen Theoriegebäude die Möglichkeit des Einflusses unterschiedlicher Ideen auf Wirtschaftsentscheidungen zu und relativiert damit die Vorstellung ausschliesslich rationaler Akteursinteressen. 
· Er kann die starke Verbreitung dieser Denkrichtung in der Zeit nach dem 2. WK als Bsp. für einen grundlegenden Paradigmenwechsel, einen Major Policy Change, heranziehen.
Diese «keynesianische Revolution» lässt Hall einen empirischen Untersuchungsraum, in dem er den Fragen nachgehen kann, welche Faktoren einen solchen Paradigmenwechsel ermöglichen. 
Das Konzept des Social Learning nimmt die Dimension vergangener Erfahrungen und neu gewonnene Informationen auf. Hall definiert dies wie folgt: «Soziales Lernen kann als vorsätzlicher Versuch definiert werden, welche die Ziele oder Instrumente von Policies aufgrund alter Erfahrungen und neuen Informationen anpassen. Lernen ist indiziert, wenn aufgrund eines solchen Prozesses eine Policy sich ändert.» Lernprozesse sind dabei nicht Synonym zu Verbesserungsprozessen, sondern es können auch falsche Rückschlüsse aus Erfahrungen gezogen werden, welche dann implementiert werden. Prozess gesellschaftlichen Lernens kann unterschiedliche Gestalt annehmen, je nachdem welche Art von Politikwandel  involviert ist. Unterscheidung von drei verschiedenen Arten/Ebenen von Politikwandel:
1. First Order Learning: Damit wird der Umstand einer Veränderung oder Weiterentwicklung der Anordnung von Policy-Instrumenten bezeichnet. Ziele und Instrumente werden dabei nicht verändert. Änderungen erfolgen in der Anordnung von Instrumenten oder dem Setting in welchem sie verwendet werden, um bspw. neue Zielgruppen zu erreichen.
2. Second Order Change: Hier wird die Zielhierarchie des politischen Programmes ebenfalls nicht verändert, jedoch werden zur Problemlösung neue Policy-Instrumente eingesetzt und bisher eingesetzte Massnahmen werden weggelassen. 
3. Third Order Change: Dies ist für die Erklärung eines eigentlichen Paradigmenwechsels. Hier verändert sich nicht nur die Massnahme, sondern es werden gänzlich neue Ideen eingeführt betreffend der Frage, welche Ziele mit einer bestimmten Politik erreicht werden sollen. 
1.& 2. sind stetig vorkommende Prozesse. Wandel dritter Ordnung schliesst die ersten beiden immer mit ein, jedoch nicht zwingend umgekehrt.
Durch politische, ökonomische und gesellschaftliche Krisen kann es dazu kommen, dass herrschende Paradigmen an Glaubhaftigkeit und Akzeptanz verlieren, indem sie zunehmen nicht mehr in der Lage sind, diese Entwicklungen (Krisen) zu erklären. Dies bietet Advokaten die Möglichkeit ihre Ideen in pol. Arenen vorzubringen und sich den Auseinandersetzungen zu stellen. In der Folge kann sich vielleicht ein neues Paradigma durchsetzen. 
Eine wichtige Einsicht Halls bezüglich den Charakteristiken der unterschiedlichen Ebenen von Politikwandel ist auch, dass bei einer Veränderung dritter Ordnung das Netz von Akteuren, welche über neues Paradigma debattieren, bekämpfen oder vorantreiben viel umfassender ist als bei Änderung erster oder zweiter Ordnung. Es kommt somit den politischen, gesellschaftlichen und insb. medialen öff. Arenen sehr grosse Bedeutung zu. 
Insgesamt geht sein Ansatz stark von der Annahme aus, dass pol. Wandel anhand der sich ändernden Überzeugungen und Rollen politischer und gesellschaftlicher Akteure erklärt werden kann. Der Zentrale Beitrag von Halls Ansatz besteht zum einen darin, dass die fundamentale Rolle der Entwicklung und des Austausches von Ideen zwischen politischen und gesellschaftlichen Akteuren eines Policy-Subsystems aufgezeigt wird.  Zum anderen wird die Rolle der gesellschaftlichen Akteure verdeutlicht: 
Mit dem Begriff Social Learning werden Lernprozesse bezeichnet, deren Ursprünge sich nicht auf den Politikprozess beschränken, sondern vielmehr als gesellschaftliche Prozesse zu verstehen sind, bei denen gesellschaftliche oder wirtschaftliche Institutionen wie Medien und Finanzmärkte eine ebenso wichtige Rolle für den Austausch und die Diffusion von neuen Ideen spielen wie politische und bürokratische Akteure oder Interessensgruppen. Halls Ansatz stellt eine wichtige Entwicklung für die Erklärung von Politikwandel dar. Es kann also trotz der stabilisierenden Funktion von Institutionen im historischen Institutionalismus zu Politikwandel kommen. Wird politische Entwicklung als pfadabhängiges Phänomen betrachtet, so kommt es aufgrund der positiven Feedbackeffekte zu Kontinuität und stabilen Institutionen. Diese werden jedoch durch kurze Phasen des Wandels abgelöst. Verantwortlich für Veränderungen sind sogenannte «Kritische Zeitpunkte». Diese bezeichnen Episoden von relativ schneller Innovation, welche üblicherweise mit einem exogenen Schock, wie bspw. Krieg, Revolution oder Änderung des Regimes assoziiert werden. Für den historischen Institutionalismus ist Politikwandel als ein Phänomen kurzzeitig unterbrochener Stabilität (oder: Punctuated Equilibrium [PE]). In stabilen Perioden wird die Rolle von Akteuren durch Institutionen bestimmt und eingeschränkt. Nur kritische Zeitpunkte ermöglichen für die Akteure Handlungsspielraum. 
Mahoney, Thelen und Streeck hinterfragen dieses PE und die arbiträre Rolle, die den Akteuren im Konzept der Pfadabhängigkeit zugeschrieben wird. Sie betrachten den Wandel nicht als Phänomen, das aus langen Phasen der Stabilität und kurzen Phasen radikaler Veränderung besteht, sondern als eine ständige Abfolge von graduellen Veränderungen mit transformativer (d.h. umverteilender) Wirkung. Sie legen den Fokus auf endogene Faktoren und die Rolle von Akteuren in Zeiten der Stabilität. Dadurch, dass sich Institutionen ständig reproduzieren und dadurch Macht verteilen, bildet sich ein endogenes Potential für sogenannte Wandelagenten, die Verteilwirkungen zu ihren eigenen Gunsten ändern. Auch institutioneller Stillstand kann dadurch einen Wandel auf der Wirkungsebene bedeuten, bspw. wenn Institutionen nicht an neue gesellschaftliche Herausforderungen angepasst werden. Dies ermöglicht also den Wandel auch dann zu erklären, wenn keine exogenen Schocks vorliegen. 

6.5 Die Punctuated-Equilibrium-Theorie (PET)

Als Grundlage dieses Ansatzes greifen Baumgartner und Jones (1993) auf ein paläontologisches Modell zurück, welches besagt, dass die Entwicklung biologischer Arten nicht graduell und konstant abläuft, sondern lange Zeit gering wandelt mit kurzen, schnellen Momenten allopatrischer (nicht überschneidend) Artenentstehung abwechseln. Auf die Politik angewandt argumentieren die Autoren, dass das Verständnis eines Prozesses beides erklären kann, sowohl Perioden extremer Stabilität (Policy Equilibrium) als auch schnelles Auftreten grundlegender Wandlung (Punctuation). Dieser Prozess besteht aus der Interaktion zweier zentraler Konzepte ihrer Theorie:
· Policy Images: Dies kann ein stabiles und kollektiv verinnerlichtes Verständnis bezeichnen, welches Akteure innerhalb eines Policy-Subsystems von dem infrage stehenden Politikproblem haben. Sie sind das Erscheinungsbild einer Policy, da sie den herrschenden Diskurs darüber verkörpern. Dieser setzt sich aus empirischen Fakten und der emotionalen Deutung eines Problems zusammen. Wenn ein Problemverständnis dominierend ist, spricht man von erfolgreichem Policy-Monopol (Policy Monopoly) von einer Gruppe von Akteuren, pol. Eliten und Spezialisten, die den Diskurs über die gesellschaftliche Problematik anhand ihres Policy Image prägen. Ist dies nicht der Fall, dann herrschen konkurrierende Policy Images. (Bei Bedarf Bsp. von Kernpolitik lesen, S. 210). 
· Policy Venues: Dies sind institutionelle Arenen, in denen von den Akteurskoalitionen des betreffenden Politikbereichs Policy-Entscheide getroffen werden. Es geht um die Identifikation der institutionellen Arrangements, bei welchen es sich um parlamentarische Arena, öff. Verwaltungseinheit, privater Markt oder weitere Institutionen handeln kann. Eine institutional Venue definiert sich nicht primär durch eine bestimmte territoriale oder organisatorische Zugehörigkeit, sondern durch die daran teilnehmenden Akteure. 
Diese beiden Konzepte stehen in einer Wechselbeziehung. Die Formation neuer Policy Images involviert neue Akteure und kann so eine Verschiebung relevanter Policy Venues bewirken. Hier hat das Konzept des Policy Entrepreneurs in der PET seinen Platz. Durch Entstehung neuer Policy Images entstehen auch neue Policy-relevante Akteure auf und die zahlreichen Institutional Venues bieten den Policy Entrepreneurs viele Gelegenheiten, ihre Argumente für ein Policy-Image zu verankern. 
Die Charakterisierung des Politikprozesses als von stabilen Phasen sowie plötzlichen Änderungen geprägter Prozess basiert auf der Idee von Feedback-Zyklen. «Negatives Feedback» bestimmt die Routinepolitik, die stabilen Phasen und Stagnation. Sie stehen für die Aufrechterhaltung eines Policy-Monopols im betreffenden Subsystem. Dabei herrscht ein dominantes, beständiges Policy Image, welche von institutionellen Strukturen gestützt wird und Politik über längere Zeit prägt. 
Bilden sich jedoch neue konkurrierende Policy Images heraus, steigt der Druck auf die Policy-Monopole. Dadurch wird ein «Positiver Feedback-Prozess» eingeleitet, der selbstverstärkende Effekte haben kann: Durch die Destabilisierung des Policy-Umfelds durch neue Ideen und Mobilisierung neuer Akteure gewinnen diese an Durchschlagskraft. Zwei Phänomene können für «Positive Feedback-Prozesse» auf der Ebene individueller Entscheidungsprozesse verantwortlich sein:
1. Individuen in Gruppenkonstellationen tendieren dazu, ihr Handeln dem beobachteten Handeln anderer Personen anzugleichen (Mimicking). Dieses Verhalten kann einer Minderheit zu einer breiten Unterstützung verhelfen. 
2. Die begrenzte Aufnahmefähigkeit und Problemverarbeitungskapazität von Individuen die Konzentration der Aufmerksamkeit auf eine beschränkte Anzahl Problemaspekte. Demnach wollen und können sich pol. Akteure nicht auf alle gesell. Probleme kümmern. 
Systeminterne oder -externe Schocks können dazu führen, dass neue Themen und Probleme stärker in das Bewusstsein von relevanten Akteuren rücken und vermehrt Aufmerksamkeit gewinnt (Attention Shifting). 
Wenn sich positive Feedback-Prozesse von der «Mikroebene» eines Subsystems auf die «Makroebene» des politischen Systems ausdehnen, besteht ein Potenzial für Politikwandel: «Umfassender Politikwandel erfolgt, wenn Umweltveränderungen systemweite Aufmerksamkeit auf einen neuen, wichtigen Aspekt eines Themas lenken und das Thema damit auf die politische Agenda gelangt. In diesem Moment werden Policy-monopole aufgebrochen». In solchen Momenten besteht eine grosse Gelegenheit für Advokaten neuer Policy-Images, das Verständnis der herrschenden Akteure zu prägen und damit Einfluss auf pol. Agenda zu nehmen. In diesem Sinne ist dieser Ansatz als ein Agenda-Setting-Ansatz zu verstehen. 

6.6 Policy-Diffusion

Diffusion beschreibt in der Policy-Analyse einen Prozess, in dem sich einzelne Untersuchungseinheiten wie Staaten oder subnationale Institutionen an der Praxis anderer Untersuchungseinheiten orientieren. Diffusion ist also eine Konsequenz interdependenter Beziehungen und somit auch interdependenter Entscheidungen von pol. Institutionen. 

6.6.1 Abgrenzung zu Politiktransfers und Policy-Konvergenz

Die Diffusionsforschung ähnelt zwei verwandten Konzepten:
· Politiktransfers: Hier steht ein Prozess, nämlich die Übernahme einer Politik von einem politischen System in ein anderes, im Zentrum. Unterschied zur Diffusionsforschung besteht in der Analyseebene und der jeweiligen abhängigen Variable: Diffusionsstudien nehmen mehr eine Makroperspektive ein und untersuchen die Anhäufung von Übernahmen einer bestimmten Policy als abhängige Variabel. Studien zu Politiktransfers nehmen eine Mikroperspektive ein, indem sie sich auf die Ursachen und Mechanismen spezifischer individueller bilateraler Transfers fokussieren.   
· Policy-Konvergenz: Dabei steht das Politikergebnis im Mittelpunkt. Untersucht wird, ob Policies in verschiedenen Kantonen/Staaten sich mit der Zeit angleichen. Konvergenz ist somit die Abhängige Variable. Mechanismen, welche zur Angleichung führen, werden nicht untersucht. Konvergenzforschung kann auch bei vollständiger Unabhängigkeit zwischen Staaten entstehen, während die Diffusionsforschung auf Interdependenzen zwischen Staaten fokussiert z.B. eine Weltwirtschaftskrise, welche alle Staaten gleichermassen trifft. Diffusion kann jedoch auch zu Divergenz führen, wenn ein Staat seine Politik bewusst nicht angleicht.

6.6.2 Diffusionale Erklärungsmodelle

Diffusionsforschung weicht von der gängigen funktionalen Erklärungslogik der Politikwissenschaften ab, welche davon ausgeht, dass die Ausprägung der unabhängigen Variable einer Untersuchungseinheit unabhängig von anderen Untersuchungseinheiten und der abhängigen Variable im Modell ist. Danach (funkt. Logik) werden pol. Entscheide anhand ihrer Internal Determinants untersucht (Bsp. Einführung kantonaler Policy mit kantonalen politischen Konstellationen und anderen kantonalen Bedingungen erklärt.). Aus Diffusionslogik werden Entscheide intergouvernemental begründet. Einführung einer Policy in einem Kanton, weil sie in einem anderen bereits eingeführt wurde (Bsp. Lohnentwicklung). Diffunsionslogik hat das Ziel die funktionale Erklärungslogik um weitere Faktoren zu ergänzen. Je stärker die Abhängigkeit und die Zusammenarbeit zwischen Staaten, desto stärker wird der Effekt der Diffusion postuliert. Um Diffusionsprozesse zu untersuchen, muss man den Einfluss des Prozesses auf mehreren Untersuchungseinheiten betrachten. Die abhängige Variable ist dann Policy X im Staat A, die sich durch die Interdependenz zu anderen Staaten ergibt. Es müssen also Interaktionsprozesse der Staaten nachgewiesen werden können. Klassische Indikatoren dafür sind die Nachbarschaft von Staaten, nachgewiesener direkter Kontakte oder ideologische Ähnlichkeiten von Staaten. Es wird zudem angenommen, dass besonders erfolgreiche Policies von erfolgreichen Staaten ehre diffundieren. 

6.6.3 Diffusionsmechanismen

Es werden verschiedene Kausalitätsmechanismen zur Erklärung von Diffusionsprozessen unterschieden: Übernahme durch Lernen, Wettbewerb, Nachahmung und Zwang. 
· Lernen: Übernahme durch Lernen erfolgt, wenn pol. Akteure neue Informationen aus anderen Staaten erlangen und dadurch ihre Ansicht und Überzeugungen verändern. Diffundiert dann, wenn andere Staaten bereits Erfolg mit so einer Policy hatten. Erfolg kann anhand von Outcome und auch von Politics-Dimension, wie bspw. erfolgreiches Abschneiden in zukünftigen Wahlen beziehen. 
· Wettbewerb: Diffusion über Wettbewerb findet statt, wenn die Einführung in einem Staat dadurch motoviert ist, einen ökonomischen Vorteil gegenüber anderen Staaten zu erreichen oder zu verhindern, dass ein anderer Staat gegenüber einem selbst bevorteilt wird (Bsp. Steuerwettbewerb). Bei einem solchen Wettbewerb kommt es zu einem «Race to the Bottom», wenn alle Staaten ihre Steuern senken. Studien zeigten jedoch, dass ein solches Rennen von innerstaatlicher Politik, Normen und anderen Faktoren gebremst wird. Gegenbsp. dafür ist die Emissionspolitik für Abgase in Kalifornien in den 70er-90er Jahren. Autobauer mussten sich also an die Standards von Kalifornien anpassen, damit sie dort noch Autos verkaufen konnten, «Race to the Top». 
· Nachahmung: Dieser Mechanismus basiert auf gemeinsamen Normen und Erfüllung von angemessen Verhalten. Staaten passen sich an international anerkannte Normen an, um ihre Legitimation zu gewährleisten. Bsp. Beitritt zu internationalen Organisation.


· Zwang: Kein klassischen Diffusionsmechanismus, weil die Entscheidungsmacht der Akteure durch supranationale Organisationen eingeschränkt wird (Bsp. EU). Um EU-Mitglied zu werden müssen Staaten strenge Anforderungen erfüllen und passen ihre Policies und Institutionen anderen EU-Staaten an.

6.7 Blame Avoidance (BA)

Darunter versteht man ein unter pol. Akteuren weit verbreitetes Verhaltensmuster, welches zum Schutz vor öff. Kritik und Anschuldigungen angewendet wird. Wird heute als ein wichtiger, den Politikwandel erklärender, Faktor betrachtet. 

6.7.1 Wissenschaftliche Erklärung des Phänomens Blame Avoidance

Es dürfte allg. bekannt sein, dass Politische Akteure sich dessen aussetzen müssen, um an der Macht zu bleiben und Ziele zu erreichen. Spätestens nach Machiavellis «Der Fürst» gibt es eine Verhaltensbeschreibung bzw. -empfehlung, wie man damit umgehen soll. Bis 80er Jahre ging man davon aus, dass Politiker eigene Leistungen und pos. Entwicklungen so oft wie möglich betonen sollen, um Popularität zu gewinnen. Weaver veröffentlichte einen widersprüchlichen Artikel. Er berief sich darin auf die frühe Erkenntnisse der Prospect Theory (Kahneman und Tversky, 1984) und argumentierte, dass Politiker in vielen Situationen nicht Leistungen betonen und sich mit pos. Entwicklungen zu assoziieren versuchen (Credit Claiming), sondern sich eher von negativen Entwicklungen distanzieren und vor Kritik schützen. Negative Erfahrungen werfen im öff. Raum nämlich grösseres Interesse auf, als Positive. Nach ihm verwenden Politiker also dieses Verhaltensmuster, wenn ihre pers. & pol. Ziele/Errungenschaften bedroht werden (Bsp. Blame Avoidance, S. 223). 

6.7.2 Literaturüberblick

Die Forschung der Blame Avoidance lässt sich in zwei Hauptstränge unterteilen:
1. Studien zur Entwicklung des Sozialstaates: Hierbei gilt BA als strategisch angewandtes Verhalten, das Politikern erlaubt, Kürzungen sozialer Leistungen gegen öff. Widerstand durchzusetzen, ohne dabei an Macht zu verlieren. Es werden z.B. entscheidende Reformen in grössere Reformpakete verpackt, um Sichtbarkeit zu verringern, oder verabschieden unpopuläre Reformen direkt nach Amtsantritt, dass sich Kritik daran bis zu nächsten Wahl abgeschwächt hat. 
2. Forschung im Bereich der öff. Politik und Verwaltungswissenschaften: Hier gilt BA als vielseitiges, im politischen Betrieb und öff. Verwaltungen weitverbreitetes Phänomen. Politiker geraten nämlich nicht nur in Defensive, wenn sie gezwungen sind, unpopuläre Reformen durchzusetzen und zu rechtfertigen, sondern generell dann, wenn sie sich Kritik ausgesetzt sehen und somit ihre Ziele und Errungenschaften bedroht werden. So gibt es unterschiedliche Krisensituationen wie Politikversagen, persönliches Vorgehen oder Naturkatastrophen, bei welchen Politiker von BA gebrauch machen. Beiträge haben zudem gezeigt, dass sich Politiker vor öff. Kritik zu wappnen versuchen, indem sie institutionelle und organisationale Arrangements so ausgestalten, dass sie die Verantwortung leichter abschieben können. 

6.7.3 Zwei Formen von Blame Avoidance: antizipierendes und reagierendes Verhalten

BA hat zwei sich fundamental unterscheidende Verhaltensweisen:



· Antizipierende BA: verfolgt zwei Ziele:
· zum einen ist sie darauf ausgerichtet, potenziell Blame auslösende Situationen oder Entscheidungen im Voraus zu verhindern. Dafür benutzen Politiker Policy-Strategien, die darauf abzielen, Politiken oder Umsetzungsstrukturen so auszugestalten, dass sich an ihnen keine oder wenig Kritik entzündet. Politiken bringen für die Wählerschaft oft Vorteile, während sich die Nachteile erst langfristig spürbar werden. Verhandlungen zw. CH-EU bspw. sind immer öfter hinter verschlossenen Türen, um Kritik weniger Angriffsfläche zu bieten.  
· Zweites Ziel ist Vorbereitung auf öff. Auseinandersetzung. Dazu können Politiker Agency-Strategien anwenden, welche versuchen Selbstverantwortung möglichst gering zu halten. Bsp. können heikle Entscheidungen an tiefere Einheiten delegiert werden oder an nicht gewählte Entscheidungsträger wie SNB o.Ä. Durch Anwendung dieser Strategien verschaffen sich Politiker bessere Ausgangslagen für eine öff. Auseinandersetzung, da sie so glaubhafter darlegen können, mit der Entscheidung oder Situation nur mittelbar oder gar nichts zu tun haben. 
· Reagierende BA: Kommt es doch zu öff. Auseinandersetzung, müssen Politiker reagieren. Sie können Blame entweder entschärfen versuchen oder ihn «weitergeben», um nicht einen Reputationsschaden zu erleiden oder gar ein Amt zu verlieren. Dafür wenden sie Blame-Management-Strategien an, wie bspw. Entschuldigungen, Rechtfertigungen, Ablenkungsmanöver oder Relativierungen. Sie können aber auch Entschlossenheit zeigen, für die Aufarbeitung einer Krise zu demonstrieren, bspw. Lancierung von Untersuchungen oder symbolische Entlassung unterstellter Akteure. Die Erfolgschancen solcher Reaktionen hängen von einer Vielzahl von Kontextbedingungen ab, bspw. Stärke der Kritik, Popularität des Akteurs etc. 
Bei Untersuchung der antizipierenden BA stellt sich die Herausforderung eine Handlung auch als BA zu identifizieren. Entscheidungen und Handlungen können nämlich auch auf andere Beweggründe zurückgeführt werden. Delegation von Entscheidungen kann auch auf dem Gedanken beruhen, dass die Verantwortung auf tieferer Ebene besser angesiedelt ist, weil dort mehr Expertise vorhanden ist und deswegen bessere Entscheidungen gefällt werden können. 
[bookmark: _GoBack]Bei der Untersuchung reaktiver BA stellen sich solche Probleme nicht, da diese vor den Augen der Forscher und Öffentlichkeit passieren. Hier stellt sich vielmehr die Frage, welche Auswirkungen zwischen pol. Akteuren ausgetragene Blame Games auf den Politikwandel haben. 














